Vorschriften 
für die 



Studierenden 
der 

Königlichen . 





Berlin. Universität 




Digitized by Google 



VORSCHRIFTEN 

FÜR DIE 

STUDIERENDEN 

DER 

KÖNIGLICHEN 

FRIEDR ICH -WI LHELMS -UN IVERSITÄT 

zu 

BERLIN. 



BERLIN 1908. 

UNIVERSITÄTSBUCHDRUCK I R EI VON 
GUSTAV SCHADE (OTTO FRANCKE). 
LIND2N - STRASSE 158. 



$2*1,*, Ush^c, & ;/ ff _ 



VORSCHRIFTEN 

FÜR DIE 

STUDIERENDEN 

DER 

KÖNIGLICHEN 

FRIEDR ICH -AVILH ELMS - UN I VERS1TÄT 

zu 

BERLIN. 



BERLIN 1908. 

UN I V KR SITÄTSBUCHDRUC KERKI VON 
mrSTAV SCHADE ( OTTO PKANCKE). 
EENMKN-STRASSK 15«. 



■ / 



Digitized by Google 



Digitized by Google 



Inhaltsverzeichnis. 



Seite 

1. Vorschriften für die Studierenden der Landes - 
nniversitäten vom 1. Oktober 1879. 

f. Aufnahme und Abgang der Studierenden 5 — 10 

II. Von den Vorlesungen 10—12 

III. Rechtliche Stellung der Studierenden . 12—13 

IV. Akademische Disziplin 13 — 10 



2. Besondere Bestimmungen über die Meldung zu 
den Vorlesungen, die Entrichtung der Honorare 
und der Annahmegebühren., die Anmeldung zum 
Abgangszeugnis und die Honorarstundung. 

I. Meldung zu den Vorlesungen . . . . 20 — 22 
II. Kriegung des Honorars und der Annahme- - 

gebühren 22—24 

HI. Anmeldung zum Abgangszeugnis und 

Ausfertigung der akademischen Zeugnisse 24 — 2b 

IV. Honorarstundungsordnung v. 22. Mai 1901 26 — 32 

3. Satzungen der akademischen Krankenkasse vom 

_ 1 5 - Ma j 1900 37-39 

2. Jun i 



1. Bestimmungen über die Benutzung der König- 
lic hen Cnive r sit ätshi b l iothek se i tens d er S t ud ie- 
renden 40 — 46 

5. Benutzungsordnung für die Königliche Bibliothek 

zu Berlin . . „ . . . . . . . . . . 47 — fil 



Digitized by Google 



I. 

Vorschriften 

für die 

Studierenden der Landesuniversitäten 
vom 1. Oktober 1879. ») 



Die nachstehenden Vorschriften treten vom Beginn 
des Wintersemesters 1879 — 1880 ab für die Studie- 
renden der Landesuniversitäten, der Akademie zu 
Münster und des Lyceum Hosianum zu Braunsberg 
in Kraft. 

Die in diesen Vorschriften dem Rektor beigelegten 
Befugnisse werden in gleichem Umfange von demjenigen 
ausgeübt, der die Funktionen des Rektors statuten- 
mäßig wahrzunehmen hat (Prorektor etc.). An Stelle 
des Senats tritt in Göttingen der Rechtspflegeausschuß, 
in Marburg die Deputation. 



I. Aufnahme und Abgang der Studierenden. 2 ) 

§ 1. Wer als Studierender bei einer der Landes- 
universitäten, auf der Akademie zu Münster oder dem 
Lyceum Hosianum zu Braunsberg aufgenommen werden 

*) In der Fassung des Min.-Erlasses vom 6. Januar 1905. 

*) Als Studierentie der Landesuniversitäten werden vom 

Wintersemester 1908/09 ab auch Frauen zugelassen. 

Die Vorschriften für die Studierenden der Landes- 

1. Oktober 1879 a . , _ 
Universitäten pp. vom _ --«Ar fanden auf Frauen mit 

o. Januar 1905 

der Maßgabe Anwendung, daß Reichsinländerinnen im Falle 
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will, hat sich über seine bisherige sittliche Führung 
auszuweisen. Wer bereits vorher andere Universitäten 
besucht hat, ist verpflichtet, die ihm von diesen er- 
teilten Abgangszeugnisse vorzulegen. 

§ 2. Zum Nachweise der wissenschaftlichen Vor- 
bildung für das akademische Studium haben Angehörige 
des Deutschen Reiches außerdem dasjenige Reifezeug- 
nis einer deutschen neunstufigen höheren Lehranstalt 
beizubringen, welches für die Zulassung zu den ihrem 
Studienfach entsprechenden Berufsprüfungen in ihrem 
Heimatstaate vorgeschrieben ist; auf Grund ausländischer 
Reifezeugnisse dürfen Reichsangehörige nur dann imma- 
trikuliert werden, wenn daraufhin ihre Zulassung zu 
den ihrem Studienfach entsprechenden Berufsprüfungen 
in ihrem Heimatstaate gesichert erscheint. 

Genügt nach den bestehenden Bestimmungen für 
ein Berufsstudium der Nachweis der Reife für die 
Prima einer neunstufigen höheren Lehranstalt, so reicht 
das auch für die Immatrikulation aus. 

Die Fakultät, bei welcher der Studierende einzu- 
tragen ist, bestimmt sich durch das von ihm gewählte 
Studienfach. 

§ 3. Mit besonderer Erlaubnis der Immatrikula- 
tionskommission 1 ) können Angehörige des Deutschen 



des § 3 Absatz 1 nnd Ausländerinneu in allen Fällen zur 
Immatrikulation der Genehmigung des Ministers bedürfen. 

Aus besonderen Gründen könuen mit Genehmigung des 
Ministers Frauen von der Teilnahme an einzelnen Vorlesungen 
ausgeschlossen worden. 

Ks versteht sich von selbst, daß durch die Immatriku- 
lation die Frauen ebensowenig wie die Männer einen Anspruch 
auf Zulassung zu einer staatlichen od*r kirchlichen Prüfung, 
zur Doktorpro rüotion oder Habilitation erwerben. Für diese 
Zulassung sind vielmehr die einschlägigen Prüflings-, Pro- 
motions- und Habilitationsordnungen allein maßgebend. (Min.- 
Erlaß vom 18. August 1908.) 

') Die Im m atri k u I at ion s- Ko m m issi o n besteht aus 
dem Rektor, dem Universitätsrichter und den vier Dekanen. 
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Reiches, welche ein nach § 2 Abs. 1 oder 2 genügendes 
Reifezeugnis nicht erworben, jedoch wenigstens dasjenige 
Maß der Schulbildung erreicht haben, welches für die 
Erlangung der Berechtigung zum Einjährig-Freiwilligen- 
Dienst vorgeschrieben ist, auf vier Semester immatri- 
kuliert und bei der Philosophischen Fakultät einge- 
tragen werden. 

Die Immatrikulationskommission ist ermächtigt, 
nach Ablauf dieser vier Semester die Verlängerung des 
Studiums um zwei Semester aus besonderen Gründen 
zu gestatten. Eine weitere Verlängerung ist nur mit 
Genehmigung des Ministers zulässig. 

§ 4. Ausländer können immatrikuliert und bei 
jeder Fakultät eingetragen werden, sofern sie sich über 
den Besitz einer Schulbildung ausweisen, welche der 
in § t\ bezeichneten für gleichwertig zu erachten ist. 

§ 5. Als Studierende dürfen nicht aufgenommen 
werden: 

1. Reichs-, Staats-, Gemeinde- oder Kirchenbeamte, 

2. Angehörige einer anderen preußischen öffent- 
lichen Bildungsanstalt , sofern nicht besondere 
Bestimmungen eine Ausnahme begründen, 

3. Personen, welche dem Gewerbestande angehören. 
§ 6. Die Meldung zur Aufnahme soll innerhalb 

der ersten drei Wochen nach dem vorgeschriebeneu 
Anfang des Semesters erfolgen. 

Spätere Meldungen dürfen nur, wenn die Ver- 
zögerung durch besonders nachzuweisende Gründe ge- 
rechtfertigt wird, ausnahmsweise mit Genehmigung des 
Kurators (des Kuratoriums) zugelassen werden. 

§ 7. Mit der Aufnahmeurkunde zugleich empfängt 
der Studierende ein Anmeldebuch für Vorlesungen und 
eine Erkennungskarte. 1 ) 



') Au Auf nah in e- (Im m atrik u 1 :tti o n s-) Geb ii Ii reu 
zahlt der Aufzunehmende 18 JC einschließlich des statuten- 
mäßigen Beitrags von 3 Jl für die Bibliothek sowie der für 
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Der Studierende ist verpflichtet, seine Erkennungs- 
karte stets l)ei sich zu tragen. Sollte er sie verlieren, 
so hat er alsbald die Ausstellung einer neuen Karte 
nachzusuchen, welche gegen Erlegung einer Gebühr 
von 1 Jl erfolgt. 

Die zur Erwirkung der Aufnahme vorgelegten 
Zeugnisse werden der Regel nach auf dem Universitäts- 
sekretariat (Bureau des Rektors) aufbewahrt und dem 
Studierenden erst bei dem Abgange wieder ausgehändigt. 

§ 8. Der Studierende ist verpflichtet, der aka- 
demischen Behörde bei seiner Aufnahme seine Wohnung 
anzuzeigen und ihr jedesmal, wenn er eine neue 
Wohnung bezieht, binnen drei Tagen Mitteilung davon 
zu machen. Die Unterlassung wird disziplinarisch 
geahndet. 1 ) 



die Einschreibung bei der Fakultät in Hohe von 3 M zu ent- 
richtenden Gebühren. 

Wer schon auf einer Universität des Deutschen Reiches 
oder auf den Universitäten Wien, Trag (deutsche Universität), 
Graz, Innsbruck, Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich 
studiert hat, bezahlt nur die Hälfte der vorbezeichneten Ge- 
bühren. Diese Ermäßigung lallt jedoch weg, und es sind die 
vollen Gebühren zu entrichten, wenn soit dem Abgange des 
Studierenden von einer der vorbezeichneten Universitäten bis 
zu seiner Aufnahme auf der Berliner Universität bereits vier 
Semester verstrichen sind. 

Die Erkenn ungskarte, welche nur von einem Kalender- 
jahre bis zum anderen gültig ist, müssen die Studierenden zu 
Anfang eines jeden Jahres gegen eine neue auf der Uni- 
versitäts- Registratur umtauschen. Wer diesen Umtausch in 
der angeordneten Frist unterläßt, wird hierzu auf seine Kosten 
vorgeladen, und wer auch auf diese Vorladung nicht erscheint 
oder nicht aufzufinden ist, wird durch Anschlag am schwarzen 
Brett öffentlich vorgeladen und im Fall des Nichterscheinens 
binnen der angekündigten Frist im Universitätsalbum gelöscht. 
Hierdurch erlischt das akademische Bürgerrecht, welches als- 
dann nur durch eine neue Immatrikulation wieder erworben 
werden kann. 

] ) Nach der getroffenen Einrichtung haben die Studie- 
reuden die Wohnungsänderungen in dem Amtszimmer 
des Uuiversitätsrichters (Ostflügel des Universitätsgebäudes, 
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§ 9. Will ein Student von einer Fakultät zur 
andern übergehen, so hat er dies zunächst dem Dekan 
seiner bisherigen Fakultät zu melden und sodann unter 
Vorlegung der Bescheinigung des letzteren den Dekan 
der neu erwählten Fakultät um die Einschreibung bei 
derselben zu ersuchen. 

Ein solcher Übertritt von einer Fakultät zur andern 
ist nur am Anfang und am Schluß eines Semesters 
zulässig. 

Von dem vollzogenen Übertritt hat der Studierende 
sofort dem Universitätssekretariat (Bureau des Rektors) 
Anzeige zu machen. 1 ) 

§ 10. Ein Studierender kann von den ihm in 
dieser Eigenschaft zustehenden Rechten durch Ent- 
scheidung des Senats ausgeschlossen werden, solange 
gegen ihn ein gerichtliches Strafverfahren wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens schwebt, wegen dessen auf 
den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden 
kann. Für die Dauer der Ausschließung sind seine aka- 
demischen Legitimationspapiere in Beschlag zu nehmen. 

Die rechtskräftige Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte hat den Ausschluß von dem Universitäts- 
studium ohne weiteres zur Folge. 

§ 11. Abgangszeugnisse dürfen den Studierenden 
erst in der letzten Woche vor dem gesetzlichen Schluß 
des Semesters ausgehändigt werden, sofern nicht dem 
Rektor besonders nachzuweisende Gründe den früheren 
Abgang des Studierenden ausnahmsweise rechtfertigen. 2 ) 

Zimmer 1) anzuzeigen oder schriftlich zu melden. Wenn das 
Aufsuchen des Studierenden durch einen Pedell notwendig 
wird, so sind hierfür nach Maßgabe der dadurch verursachten 
Bemühungen dem Pedell 50 ,\ bis 1 JC zu entrichten. 

') Für die neue Einschreibung sind Gebühren nicht zu 
entrichten. 

"-') Wegen der Anmeldung zum Abgangszeugnis 
und der Ausfertigung desselben s. unten S. 21. 

Das akademische I» u rgerrccli t geht--- außer durch 
Erteilung eines Abgangszeugnisses (Exmatrikulation) — 



Digitized by Google 



10 - 



Studierenden, welche sich der ärztlichen Prüfung 
in der Mitte März beginnenden Prüfungsperiode unter- 
ziehen wollen, wird das Abgangszeugnis auf Wunsch 
bereits vier Wochen vor dem gesetzlichen Schluß des 
Wintersemesters ausgehändigt. (Min. -Erlaß vom 
29. März 1902.) 

II. Von den Vorlesungen. 1 ) 

§ 12. Die Annahme von Vorlesungen soll inner- 
halb der ersten vier (auf der Universität Berlin sechs) 
Wochen nach dem vorgeschriebenen Anfang des Semesters 
erfolgen. 

Für spätere Annahme ist die nur auf nach- 
gewiesene ausreichende Entschuldigungsgründe zu er- 
teilende Erlaubnis des Rektors erforderlich. Diese 
Erlaubnis ist in das Anmeldebuch einzutragen. 

§ 13. Wer nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist 12) mindestens eine Privatvorlesung gehörig 
angenommen hat, kann entweder aus dem Verzeichnis 

verloren (§25 Statuten der Universität vom 31. Oktober. 
1816): 

1. durch Promotion auf der hiesigen Universität. Ein 
liier Promovierter kann jedoch, nach besonderer Er- 
klärung von seiner Seite, das akademische Bürgerrecht 
noch ein halbes Jahr behalten; 

2. durch Erwählung eines anderen Standes, namentlich 
durch eine bestandene Staatsprüfung; 

3. durch den Ablauf von vier (bei Studierenden der 
Medizin fünf) Jahren nach der Immatrikulation; 

4. durch sechsmonatliche freiwillige Abwesenheit von 
Berlin: 

5. durch das Consilium abeundi und die Relegation 
(§§ 29, 30 der Vorschriften vom 1. Oktober 1879). 

Bei einer Krneucrnng der Matrikel sind die Aufnahme- 
(limnatriknlations-;Gebuhrcn nach Maligabe der oben Anm. 1 
zu § 7 angeführten Bestimmungen von neuem zu entrichten. 

') Die näheren Bestimmungen über die Meldung zu 
den Vorlesungen, die Knirichtung der Honorare und 
Gebühren und die Honorarstundimg s. unten S. 20ff. 
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der Studierenden gestrichen oder im Wege des Disziplinar- 
verfahrens wegen Unfleißes mit Niehtanreehnung des 
laufenden Halbjahres auf die vorgeschriebene Studien- 
zeit und im Wiederholungsfalle mit Entfernung von 
der Universität bestraft werden. 

§ 14. Binnen der in $ 12 vorgeschriebenen Frist 
haben sich ferner die Studierenden bei den betreffenden 
akademischen Lehrern persönlich zu melden und sie 
um Eintragung ilixes Namens und des Datums der 
Meldung in die dazu bestimmte Spalte des Anmelde- 
buches zu ersuchen. Wer durch besondere Grunde 
an der rechtzeitigen Meldung verhindert worden ist, 
hat dieselben dem Rektor nachzuweisen, welcher, wenn 
er die Verspätung entschuldigt findet, darüber einen 
Vermerk in das Anmeldebuch einträgt. 

Fehlt ein solcher Vermerk, so wird, wenn nach dem 
von dem Dozenten eingetragenen Datum die Meldung 
später als vorgeschrieben erfolgt ist, über die Vorlesung 
kein Vermerk in das Abgangszeugnis aufgenommen. 

§ 15. Innerhalb der letzten 14 Tage vor dem 
vorgeschriebenen Schlüsse des Semesters haben sieh 
die Studierenden bei den Lehrern, deren Vorlesungen 
sie hören, abermals persönlich zu melden und sie um 
Eintragung ihres Namens und des Datums in die für 
die Abmeldung bestimmte Spalte des Anmeldebuclies 
zu ersuchen. 

Zu einem früheren Termine darf die Abmeldung 
nur erfolgen, wenn in das Anmeldebuch die besondere 
Erlaubnis des Rektors eingetragen ist, oder die Be- 
scheinigung über die erfolgte Meldung zum Abgange 
von der Universität und über die Zahlung der Ab- 
gangszeugnis-Gebühren vorgelegt wird. 1 ) 

Wenn die Abmeldung einer Vorlesung wegen Ab- 
wesenheit, Krankheit oder Tod eines Lehrers nicht 

') Die uäheren Bestimmungen über die Anmeldung 
zum Abgangszeugnis s. unten S. 24. 
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rechtzeitig vorgenommen werden kann, so ist sie inner- 
hall) der oben bezeichneten Frist bei dem Dekan der 
betreffenden Fakultät zu bewirken. 

Ist der Studierende ohne sein Verschulden an der 
Innehaltung der Abmeldungsfrist verhindert worden, so 
hat er dies dem Rektor nachzuweisen und ihn um 
Eintragung eines die nachträgliche Abmeldung ge- 
stattenden Vermerks in das Anmeldebuch zu ersuchen. 

Ist die Abmeldung unterblieben oder nach Maß- 
gabe der vorstehenden Vorschriften zu früh oder zu 
spät erfolgt, so wird über die Vorlesung kein Ver- 
merk in das Abgangszeugnis aufgenommen. 

§ IC). Verliert ein Studierender sein Anmelde- 
buch, so wird ihm ein neues Exemplar nur gegen eine 
Gebühr von 20 JC ausgefertigt. Über die Vorlesungen 
jedoch, für welche die vorschriftsmäßige Anmeldung 
oder Abmeldung nicht mehr nachgewiesen werden 
kann, wird ein Vermerk in das Abgangszeugnis nur 
aufgenommen, wenn ihr Besuch dem Studierenden von 
den betreffenden Dozenten bescheinigt wird. 

Ist der Verlust nachgewiesenermaßen unabsicht- 
lich herbeigeführt, so ist der Rektor befugt, mit Rück- 
sicht auf alle Umstände des einzelnen Falles, z. R. 
die größere oder geringere Entschuldbarkcit des Stu- 
dierenden, die sonstige Würdigkeit und die Vennögens- 
verhältnisse desselben, die Gebühr ganz oder teilweise 
zu erlassen. 

III. Rechtliche Stellung der Studierenden. 

§ 17. Die Eigenschaft eines Studierenden be- 
gründet keine Ausnahme von den Bestimmungen des 
allgemeinen Rechts. 

§ IS. In ihren privaten Rechtsangelegenheiten 
unterliegen daher die Studierenden den Vorschriften 
des gemeinen bürgerlichen Rechts und stehen unter 
der allgemeinen bürgerlichen Gerichtsbarkeit. 
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Jedoch darf daraus, daß ein Studierender zur Zeit 
der Annahme einer Vorlesung minderjährig war oder 
unter väterlicher Gewalt stand, ein Einwand gegen die 
Verpflichtung zur Zahlung des Honorars nicht ent- 
nommen werden, und die von dem Universitätsrichter 
(Syndikus) über die Anerkenntnisse gestundeter 
Honorare aufgenommenen Verhandlungen haben die 
Glaubwürdigkeit von öffentlichen Urkunden. 

§ 19. Auch in Strafsachen stehen die Studierenden 
unter. den allgemeinen Gesetzen und sind der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit unterworfen. 

Sie haben die örtlichen Polizeivorschriften zu be- 
obachten und den Anordnungen der Polizeibeamten 
und sonstigen Organen der bürgerlichen Obrigkeit 
Folge zu leisten. 

§ 20. Der nach $ 420 der Deutschen Strafprozeß- 
ordnung erforderliche Sühneversuch ist, wenn die 
Klage gegen einen Studierenden gerichtet werden soll, 
von dem Rektor, in dessen Vertretung von dem 
Universitätsrichter (Syndikus) vorzunehmen. 

£ 21. Vermöge ihrer Eigenschaft als Studierende 
stehen sie unter der akademischen Disziplin nach 
Maßgabe der Bestimmungen des folgenden Abschnitts. 

TV. Akademische Disziplin. 
I. Allgemeine Bestimmungen. 

$ 22. Die akademische Disziplin hat die Auf- 
gabe, Ordnung, Sitte und Khrenhaftigkeit unter den 
Studierenden zu wahren. 

§ 23. Dieselbe wird durch den Rektor, den 
Universitätsrichter (Syndikus) und den Senat ausgeübt. 

§ 24. Die Vorschriften über die akademische 
Disziplin und deren Handhabung werden von dem 
Unterrichtsminister, in dringenden Fällen von dem 
Kurator (dem Kuratorium) der Universität (Akademie, 
Lyceum) erlassen. 
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Der Senat erläßt die Vorschriften zur Aufreeht- 
erhaltung der Ordnung in den Gebäuden und Anstalten 
der Hochschule. 

2. Disziplinarstrafen und Strafverfahren. 

§ 25. Zur Handhabung der Disziplin hat die 
akademische Disziplinarbehürde die Befugnis, gegen 
Studierende Disziplinarstrafen auszusprechen. 

Insbesondere sind solche zu verhängen, 

1. wenn Studierende gegen Vorschriften verstoßen, 
welche unter Androhung der disziplinaren Be- 
strafung erlassen sind; 

2. wenn sie Handlungen begehen, welche die Sitte 
und Ordnung des akademischen Lebens störeu 
oder gefährden, oder 

3. durch welche sie ihre und ihrer Genossen Eine 
verletzen ; 

4. wegen leichtsinnigen Schuldenmachens und wegen 
eines Verhaltens, welches mit dem Zwecke des 
Aufenthalts auf der Universität (Akademie, Ly- 
ceum) in Widerspruch steht. 

§ 2b\ Nach Nr. 2 des § 25 sollen namentlich mit 
disziplinarischer Strafe geahndet werden: 

1. Verletzung der den akademischen Behörden und 
Lehrern gebührenden Achtung; 

2. Ungehorsam gegen die Anordnungen der aka- 
demischen Behörden und Beamten; 

.'t. Fortgesetzter Besuch einer nicht angenommenen 
Vorlesung ohne besondere Erlaubnis der Do- 
zenten; 

4. Verletzungen der am schwarzen Brett ange- 
hefteten Anschläge der akademischen Behörden, 
Lehrer und Beamten; 

5. Störung der Ordnung und Buhe oder Verletzung 
des Anstandes in den Universitäts- Gebäuden 
und -Aulagen; 
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6. Hohes und unerlaubtes Spieleu oder Wetten; 

7. Verrufserklärungen; 

8. Ehrenkränkungen unter Studierenden; 

9. Herausforderung zum Zweikampf und Annahme 
derselben, der Zweikampf selbst und die Teil- 
nähme daran als Kartellträger, Sekundant, Un- 
parteiischer, Arzt oder Zuschauer; doch bleiben 
Kartellträger straflos, wenn sie ernstlich bemüht 
gewesen sind, den Zweikampf zu verhindern; 

10. Unsittlicher Lebenswandel, Hingabe an den 
Trunk oder Erregung von öffentlichem Anstoß 
durch Trunkenheit. 
§ 27. Nach Nr. 4 des § 25 wird insbesondere 
auch derjenige bestraft, der sich während des Semesters 
längere Zeit ohne Erlaubnis des Rektors aus der Uni- 
versitätsstadt entfernt. 

§ 28. Das disziplinarische Einschreiten der aka- 
demischen Behörde ist unabhängig von einer wegen 
derselben Handlung eingeleiteten strafgerichtlichen Ver- 
folgung. 

§ 29. Disziplinarstrafen sind: 

1. Verweis, 

2. Geldstrafe bis zu 20 Jt, 

3. Karzerhaft bis zu zwei Wochen 1 ), 

4. Nichtanrechnung des laufenden Halbjahrs auf 
die vorgeschriebene Studienzeit, 

5. Androhung der Entfernung von der Universität 
(Unterschrift des consilium abeundi), 

(>. Entfernung von der Universität (consilium 
abeundi), 

7. Ausschluß von dem Universitätsstudium (Rele- 
gation). 

') Nach § 6 Abs. 3 dos Gesetzes vom 29. Mai 1879 betr. 
die Rechtsverhältnisse der Studierenden usw. kann die von 
den Gerichten gegen Studierende erkannte Frei hei ts- 
s träfe his zu zwei Wochen auf Antrag der gerichtlichen 
Behörden auf dem akademischen Karzer verbüßt werden. 
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Der Ausschluß von dem Universitätsstudium kann 
nur auf Grund einer rechtskräftigen Verurteilung wegen 
einer strafbaren Handlung ausgesprochen werden, wenn 
dieselbe aus einer ehrlosen Gesinnung entsprungen ist. 

§ 30. Die Strafe der Entfernung von der Uni- 
versität bewirkt zugleich, daß das Halbjahr, in welchem 
sie den Studierenden getroffen hat, ihm auch dann nicht 
auf die vorgeschriebene Studienzeit angerechnet werden 
darf, wenn er während desselben auf einer anderen 
Universität Aufnahme gefunden haben sollte. 

Die Strafe des Ausschlusses von dem Universitäts- 
studium hat zur Folge, daß der von ihr Betroffene 
nicht mehr an einer Universität als Studierender auf- 
genommen oder zum Hören von Vorlesungen zu- 
gelassen werden darf. 

§ 31. Die zur Feststellung eines Disziplinar- 
vergehens erforderlichen Ermittelungen erfolgen durch 
den Universitätsrichter (Syndikus), und, sofern der 
Rektor dies verlangt, unter seiner Teilnahme. 

Der Universitätsrichter (Syndikus) hat behufs dieser 
Ermittelungen die Befugnis zu Ladungen und zur eid- 
lichen Vernehmung von Zeugen. Er ist befugt, zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung bei seinen Verhand- 
lungen gegen Studierende einen Verweis auszusprechen 
oder eine Karzerstrafe bis zu 24 Stunden festzu- 
setzen. 

$ 32. Studierende, welche als Angeschuldigte oder 
als Zeugen in einer Disziplinarsache der Vorladung 
des Rektors oder des Universitätsrichters (Syndikus) 
ohne genügende Entschuldigung nicht Folge leisten, 
unterliegen disziplinarischer Ahndung und können durch 
Anschlag am schwarzen Brett geladen oder zwangs- 
weise vorgeführt werden. 

Der Angeschuldigte darf während eines gegen ihn 
schwebenden Disziplinarverfahrens bei Vermeidung be- 
sonderer Strafe die Universitätsstadt nur mit besonderer 
Erlaubnis des Universitätsrichters (Syndikus) verlassen; 
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auch darf ihm ein Abgangszeugnis nicht ausgehändigt 
werden. 

§ 33. Verweise und Karzerstrafen bis zu 24 Stunden 
können von dem Rektor allein, Geldstrafen und Karzer- 
strafen bis zu drei Tagen von dem Rektor in Gemein- 
schaft mit dem Universitätsrichter (Syndikus), schwerere 
Strafen nur von dem Senat auferlegt werden. 

Auf Entfernung von der Universität oder Aus- 
schluß vom Universitätsstudium darf nur dann erkannt 
werden, wenn dem Angeschuldigten, dessen Aufenthalt 
bekannt ist, Gelegenheit gegeben worden ist, sich vor 
dem Senate zu verantworten. 

§ 34. Das Urteil des Senats ist mit den Gründen 
dem Angeschuldigten bekannt zu machen. Die Bekannt- 
machung erfolgt, falls derselbe vor dem Senat persön- 
lich erschienen ist, mündlich, falls dies nicht geschehen, 
durch Mitteilung einer schriftlichen Ausfertigung und, 
falls der Aufenthaltsort des Angeschuldigten nicht be- 
kannt ist, durch öffentlichen Aushang im Universitäts- 
gebäude auf die Dauer einer Woche. 

§ 35. Nur gegen Urteile auf Nichtanrechnung 
des laufenden Halbjahres, auf Entfernung von der 
Universität oder auf Ausschluß von dem Universitäts- 
studium ist Berufung zulässig. 

Dieselbe ist schriftlich oder zu Protokoll bei dem 
Rektor binnen einer Ausschlußfrist vou zwei Wochen 
einzulegen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Be- 
kanntmachung des Urteils nebst Gründen an den Ver- 
urteilten. 

Der Unterrichtsminister entscheidet über die Be- 
rufung. Sie hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 3(>. Das Disziplinarverfahren ist gebühren- und 
stempelfrei. Im Fall der Verurteilung hat der An- 
geschuldigte die entstandenen baren Auslagen zu er- 
setzen. 

$ 37. Der Unterrichtsminister ist befugt, nach 
Anhörung der Disziplinarbehörde, welche das Urteil 

2 
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gefällt hat, aus besonderen Gründen dem zur Ent- 
fernung von einer Universität Verurteilten die "Wieder- 
aufnahme an derselben Universität und dem zum Aus- 
schluß von dem Universitätsstudium Verurteilten den 
Zutritt zum Studium wieder zu gestatten. 

3. Vereine und Versammlungen der Studierenden. 

§ 38. Vereine und Versammlungen der Studieren- 
don unterliegen den allgemeinen Landesgesetzen. Außer- 
dem gelten für dieselben die nachstehenden besonderen 
Bestimmungen. 

§ 39. Von der Begründung eines Vereins der 
Studierenden ist binnen drei Tagen dem Rektor An- 
zeige zu machen unter Einreichung der Statuten und 
eiues Verzeichnisses der Vorstände und der Mitglieder. 

Bestehende Vereine haben in den ersten vier 
Wochen jedes Semesters dem Rektor eine Liste ihrer 
Mitglieder einzureichen. Von Änderungen der Statuten, 
von dem Wechsel der Vorstände oder von der Auf- 
lösung des Vereins ist binnen drei Tagen Anzeige zu 
erstatten. Auch ist der Verein verpflichtet, dem Rektor 
Zeit und Ort seiner regelmäßigen Versammlungen anzu- 
geben. 

Die Unterlassung der gedachten Anzeigen und 
Vorlagen wird an den Vorständen und nach Umständen 
an sämtlichen Mitgliedern disziplinarisch geahndet. 

§ 40. Vereine von Studierenden dürfen nur 
Studierende derselben Hochschule als Mitglieder auf- 
nehmen; Vereinen zu wissenschaftlichen oder Kunst- 
zwecken kann jedoch durch den Rektor die Erlaubnis 
zur Aufnahme anderer Mitglieder erteilt werden. 

§ 41. Die akademische Disziplinarbehörde ist be- 
fugt, Vereine, deren Bestehen die akademische Disziplin 
gefährdet, vorübergehend oder dauernd zu verbieten. 

$ 42. <j ibt das Verhalten der Mitglieder eines 
Vereins Anlaß zu disziplinarischem Einschreiten gegen 
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dieselben, so kann durch die Disziplinarbehörde zu- 
gleich das Verbot des Vereins ausgesprochen werden. 

§ 43. Die Fortsetzung eines verbotenen Vereins 
zieht für alle Teilnehmer disziplinarische Strafen 
nach sich. 

§ 44. Allgemeine Studentenversammlungen, Fest- 
lichkeiten und öffentliche Aufzüge, sowie öffentliche 
Ankündigungen von dergleichen bedürfen der vorherigen 
Genehmigung des Rektors. 
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II. 

Besondere Bestimmungen 

über die 

Meldung zu den Vorlesungen, die Entrichtung 
der Honorare und der Anna hmegebü h ren, die 
Anmeldung zum Abgangszeugnis und 
die Honorarstundung. 



I. Meldung zu den Vorlesungen. 1 ) 

1. Jeder Studierende ist verpflichtet, sich wegen 
der öffentlichen, Gratis- und Privatvorlesungen, die er 
zu besuchen gedenkt, zuerst an die Quästur zu 
wenden. 

2. Vor der persönlichen Meldung auf der Quästur 
hat der Studierende das Titelblatt des ihm bei der 
Immatrikulation zugestellten Anmeldungsbuches in der 
Art auszufüllen, daß er seinen vollständigen Vor- und 



') Auszug aus den Min.-Erlasscn vom 9. März 1880 und 
11. November 1899. Es ist keinem Studierenden oder Gast- 
zuhörer erlaubt, eine Vorlesung, zu welcher er sich nicht in 
der vorgeschriebenen Weise gemeldet hat, länger als 14 Tage 
hindurch zu besuchen. 

Wer überwiesen wird , eine Privatvorlesung im Winter- 
semester bis Weihnachten und im Sommersemester bis zum 
1. Juli ohne die vorschriftsmäßige Anmeldung besucht zu 
haben, ist zur Entrichtung der Auditoriengelder und des 
HoDorars verpflichtet. Außerdem kann gegen ihn mit Diszi- 
plinarstrafen bis zur Entfernung von der Universität ein- 
geschritten werden. 
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Zunamen, den Geburtsort nebst Angabe der Provinz 
bzw. des Staates, in welchem der letztere liegt, sowie 
die Fakultät, bei der er inskribiert ist, und das Datum 
seiner Immatrikulation eigenhändig einträgt. Ferner 
hat er auf der ersten Seite das betreffende Semester 
in der Uberschrift zu bezeichnen, und demnächst alle 
diejenigen Vorlesungen, welche er während des laufen- 
den Semesters zu hören wünscht, nebst Angabe der 
Lehrer in die zweite Spalte (Vorlesungen) einzu- 
schreiben. Mit dem Anmeldebuch ist auf der Quästur 
ein sorgfältig ausgefüllter Begleitschein, zu welchem 
ein Formular auf der Quästur zu entnehmen ist, vor- 
zulegen. Es empfiehlt sich, die sämtlichen im Semester 
zu hörenden Vorlesungen mit einem Male zu be- 
legen, da das Nachbelegen zeitraubend ist. 

Studierende der Medizin, welche Kliniken zu be- 
legen wünschen, müssen nachweisen, daß sie die ärzt- 
liche Vorprüfung bestanden haben, und vermerken, ob 
sie als Auskultant oder als Praktikant teilnehmen. 

In der vierten Spalten hat der Quästor den Ver- 
merk über das Honorar bzw. die Annahme der Vor- 
lesungen einzutragen. 

Die weiteren Spalten werden von den Lehrern 
selbst ausgefüllt. Der Studierende hat sich bei den- 
selben zu diesem Zweck nach der Belegung der Vor- 
lesungen unter Vorlegung des Anmeldungsbuches und 
unter Abgabe der von ihm ausgestellten Bescheini- 
gungen persönlich vorzustellen und dieselben um einen 
Platz und um die Eintragung der Nummer des letzteren 
im Anjneldungsbuche zu ersuchen. 

Den Lehrern bleibt es überlassen, daneben be- 
sondere Karten über die den Studierenden von ihnen 
angewiesenen Plätze zu erteilen. 

3. Kein Lehrer ist befugt, die Meldung eines 
Studierenden anzunehmen, seinen Namen in das An- 
meldungsbuch einzuzeichnen und einen Platz für die 
Vorlesung anzuweisen, bevor nicht der in § 2 erwähnte 
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Vermerk des Quästors in der vierten Spalte des An- 
meldungsbuches eingetragen ist. Jeder Studierende, 
welcher sich zuerst bei dem Lehrer meldet, ist von 
diesem sofort an die Quästur zu verweisen. 

IT. Erlegung des Honorars und der Annahme- 
gebühren. 1 ) 

1. Die Bestimmung der Höhe des Vorlesungs- 
honorars hängt von dem Lehrer ab, welcher dem 
Quästor darüber rechtzeitig Mitteilung zu machen hat. 3 ) 

2. Die Einzahlung des Honorars für sämtliche 
Lehrer der Universität erfolgt seitens der Studierenden 
auf der Quästur bei der Anmeldung zu den Vorlesungen. 
Kein Lehrer ist befugt, seinerseits von den Studierenden 
das Honorar anzunehmen. 

3. Außer dem Honorar sind in jedem Semester 
beim Belegen der Vorlesungen an Gebühren zu ent- 
richten : 3 ) 

1. Auditoriengeld 5i 

2. als Beitrag zum Studentenfonds von 
den immatrikulierten Studenten . . . 50 

3. desgl. zur akademischen Kranken- 
kasse 2 Jt 

4. eine Instituts gebühr im Betrage von 5 Jt 

J ) Auszug aus den Min.-Erlassen vom 17. März 1889 und 
11. November 1899. Wegen der Befreiungen von der 
Honorarzahlung s. unten Anm. zu § 14 der Honorar- 
Stundungsordnung (S. 31). 

*) Das Aufsichtsrecht des Ministers der geistlichen usw. 
Angelegenheiten schließt die Befugnis in sich, Höchstbetrage 
für die Vorlesungshonorare festzusetzen. (Allerh. Erlaß vom 
21. Oktober 1897.) 

3 ) Eine Stundung der Auditoriengelder, Instituts- 
gebiihren oder Praktikantenbeitriige findet nicht statt. (Min.- 
Erlasse vom 2. Oktober 1&% und 4. Oktober 1887.) 
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von den Studierenden 

a) der Medizin, 

b) der Naturwisssenschaften (ausgenommen 
diejenigen, welche sich dem höheren 
Lehramte auf dem mathematisch-natur- 
wissenschaftlichem Gebiete widmen), 

c) der Zahnheilkunde, 

d) der Pharmazie, 

e) der Landwirtschaft, sofern besondere 
landwirtschaftliche Institute bestehen. 

5. Prakti kanten beitrage für Kurse uud Übungen 
in den Laboratorien etc., deren Höhe mit Rück- 
sicht auf die Kosten des bei den betreffenden 
Vorlesungen zum Verbrauch kommenden Ma- 
terials von dem Minister der geistlichen etc. 
Angelegenheiten bestimmt ist. 

4. 1 ) Die Rückzahlung einmal bezahlten Honorars, 
sowie der Gebühren darf seitens der Quästur nur er- 
folgen, wenn die betreffende Vorlesung nicht zustande 
gekommen ist oder nicht in der angekündigten Zeit 
gehalten wird. In dringenden, zu Anfang des Se- 
mesters eintretenden Ausnahmefällen kann der be- 
treffende Lehrer den Quästor zur Rückzahlung er- 
mächtigen, wenn zuvor Rektor und Richter den Kall 
als dazu geeignet erkannt haben. Eine solche Rück- 
zahlung darf nur während des laufenden Semesters 
erfolgen. Das während des letzteren nicht zurück- 
geforderte Honorar verfällt mit dem Schluß desselben 
der akademischen Krankenkasse. 

5. Der Quästor ist befugt, wenn nach seinem Er- 
messen ein vorübergehendes Zahlungsuuvermögen be- 



l ) In allen Fällen, wo gemäß Ziff. 4 die Rückzahlung 
von Houoraren erfolgt, werden dem Studierenden auch die 
zur Staatskasse fließenden Honoraranteile, sowie die etwaigen 
Praktikauteubeiträge und Institutsgebühreu zurückgegeben. 
(Miu.-Erlaii vom 18. Juli 1898.) 
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scheinigtwird, kurze Fristen zur Bezahlung des Honorars, 
aber niemals länger als bis zum 1. Juli für das Sommer- 
und bis zum 1. Januar für das Wintersemester, zu ge- 
währen. Bei dem Lehrer selbst dürfen solche Frist- 
gesuche weder angebracht noch von demselben berück- 
sichtigt werden. 

G. Werden die gewährten Zahlungsfristen nicht 
eingehalten, so hat der Rektor auf Antrag der Quästur 
zu verfügen, daß sämtliche für das laufende Semester 
angenommenen Privatvorlesungen, für welche das Honorar 
uicht bezahlt worden ist, in dem Anmeldungsbuche ge- 
strichen und die betreffenden Dozenten veranlaßt 
werden, über die gestrichenen Vorlesungen keine Au- 
nieldiingsvennerke zu erteilen. 

III. Anmeldung zum Abgangszeugnis 
und Ausfertigung der akademischen Zeugnisse. 

1. Die Anmeldung zum Abgangszeugnis 
zum Zwecke früherer Abmeldung der Vorlegungen 

15 Abs. 2 der Vorschriften vom 2. Oktober 1879, 
oben S. 11) darf frühestens vier Wochen vor dem vor- 
geschriebenen Schlüsse des Semesters erfolgen. 

2. Die Studiereuden müssen sich in allen Fällen 
zum Zwecke der Anmeldung zum Abgangszeugnis 
zunächst personlich auf der Universitätsregistratur 
melden, woselbst sie über die erfolgte Meldung eine 
Bescheinigung erhalten. 

3. Demnächst sind auf der Universitäts- Quästur 
die Gebühren für das Abgangszeugnis (12,50 Jt bzw., 
wenn Honorarstunduug bewilligt war, 14 JC) zu ent- 
richten, worüber die Quästur auf der von der Registratur 
erteilten Bescheinigung Quittung erteilt. 

4. Unter Vorlegung der mit der Quästurtjuittuug 
versehenen Bescheinigung und des Anmeldungsbuchs 
ist sodann die Abmeldung der Vorlesungen von den 
Lehrern persönlich zu erbitten und hierauf das An- 
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meldungsbuch mit der Bescheinigung im Amtszimmer 
des UniversitUtsrichters (Zimmer Nr. 1) abzugeben. 
Alsdann wird das Abgangszeugnis ausgefertigt und 
dem abgehenden Studierenden mit den bei der Immatri- 
kulation abgegebenen Zeugnissen zu der im $ Jl 
der Vorschriften für die Studierenden vom 1. Oktober 
1879 bestimmten Zeit, d. h. vom 7. März bzw. 7. August 
ab, ausgehändigt, nachdem der Studierende seine Er- 
kennungskarte zurückgegeben und Bescheinigungen dar- 
über beigebracht hat, daß die von ihm aus der König- 
lichen Bibliothek und aus der Universitäts- Bibliothek 
entliehenen Bücher zurück geliefert oder diese Biblio- 
theken von ihm überhaupt nicht benutzt worden sind. 

5. Die spätere, schriftliche Bestellung der Abgangs- 
zeugnisse ist zwar zulässig, jedoch, besonders im Falle 
der Honorarstundung, möglichst zu vermeiden. Dem 
betreffenden Gesuche sind beizufügen: das Anmelduugs- 
buch, die Erkennungskarte (bei Verlust 1 Jt), die Ge- 
bühren, welche in diesem Falle 13,50 Jl y bei Ilonorar- 
stundung 15 JC betragen, und etwaige Bibliothekskarten. 
Die Gebühren sind durch Postanweisung einzusenden. 
Die Bestellung ist, wenn pünktliche Ausfertigung des 
Abgangszeugnisses in diesen Fällen gewährleistet sein 
soll, mindestens 14 Tage vor dem Gebrauch des Ab- 
gangszeugnisses zu machen. 

(>. In das Abgangszeugnis werden aufgenommen: 

a) sämtliche von dem abgehenden Studierenden 
angenommenen Vorlesungen nach der Reihen- 
folge der Semester, wenn bei der einzelnen Vor- 
lesung der Vermerk des Lehrers bzw. Dekans 
betreffs der rechtzeitigen Anmeldung und Ab- 
meldung sich befindet; 

b) ein Vermerk über die etwa von den Gerichten 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen 
den abgehenden Studierenden erkannten Strafen 
und die gegen denselben von den akademischen 
Behörden verhängten Disziplinarstrafen; 
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c) der Gesamtbetrag der dem abgehenden Studie- 
renden gestundeten Vorlesungshonorare; 

d) ein etwaiger Übertritt von einer Fakultät zu 
einer andern; 

e) eine etwaige Promotion; 

f) eine etwaige Loschung im Album der Studie- 
renden; 

g) bei Studierenden der Medizin ein etwaiger Ver- 
merk über die nicht vollständig bestandene ärzt- 
liche Vorprüfung. 

Besondere von den Universitätslehrern ausgestellte 
Zeugnisse überFleiß und Leistungen bei seminaristischen 
und sonstigen Übungsvorlesungen werden auf Antrag 
der Studierenden den Abgangszeugnissen beigeheftet. 

7. Die Ausfertigung von Sittenzeugnissen, An- 
wesenheitszeugnissen und der auf Grund eines 
Dekanats - Prüfungszeugnisses auszustellenden Fleiß- 
zeugnisse ist — bei den letztgedachten Fleißzeugnissen 
unter gleichzeitiger Einreichung einer Abschrift des 
Anmeldebuchs — auf der Registratur zu beantragen. 

IV. Honorar-Stundungsordnung 
vom 22. Mai 1901. 

Unter Bezugnahme auf den Allerhöchsten Erlaß 
vom 21. Oktober 1897 wird hiermit für die Königliche 
Friedrich -Wilhelms -Universität zu Berlin folgende 
Honorar- Stundungsordnung erlassen: 

1. Grundsätzliche Bestimmungen. 

§ 1. Der Honorarstundung sind alle entgeltlichen 
Vorlesungen ohne Unterschied unterworfen, soweit sie 
nicht durch besondere Bestimmung der betreffenden 
Universitätslehrer davon ausgenommen sind. 

Derartige Ausnahmen zu treffen, steht den be- 
soldeten Universitätslehrern nur mit Genehmigung des 
Unterrichtsministers zu (vergl. indessen $ 13). 
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§ 2. Die Gewährung der Honorarstundung setzt 
auf Seiten des Studierenden voraus: 

1. daß derselbe der Honorarstundung bedürftig und 
* würdig ist, insbesondere den Nachweis tadelloser 

sittlicher Führung und andauernden Fleißes zu 
erbringen vermag, 

2. daß nicht besondere Umstände vorliegen, welche 
darauf schließen lassen, daß dem Studierenden 
die zur ordnungsmäßigen Durchführung des von 
ihm gewählten Studiums erforderlichen Aulageu 
fehlen. 

Ob der Studierende sich im ersten oder in 
einem späteren Studiensemester befindet, macht, 
abgesehen von der Bestimmung im § 6 Abs. 4, 
keinen Unterschied. 
§ 3. Die Honorarstundung bezieht sich in der 
Regel nur auf die Vorlesungen des laufeudeu Semesters. 
Den einzelnen Fakultäten bleibt es indessen vorbe- 
halten, dafür eine längere Zeitdauer, jedoch nicht über 
drei Semester, festzusetzen. 1 ) 

$ 4. Die Honorarstundung findet bis zu dem 
Zeitpunkt statt, wo die Einkommens- oder Vermögens- 
verhältnisse des Honorarschuldners sich so weit ge- 
bessert haben, daß er bei pllichtinäßiger Einschränkung 
seiner Bedürfnisse zur Bezahlung des gestundeten 
Honorars imstande ist. 

Dies ist vorbehaltlich des Gegenbeweises anzu- 
nehmen, wenn nach dem Ablauf der üblichen Studien- 
zeit des Honorarschuldners sechs Jahre verstrichen sind. 

Mit dem Tode des Honorarschuldners erlischt die 
Honorarschuidverbindlichkeit, sofern nicht schon vorher 
der in Abs. 1 u. 2 bezeichnete Zeitpunkt eingetreten war. 

') Beider theologischem der juristischen und der 
medizinischen Fakultät bezieht sich die Honorarstundung 
nur auf die Vorlesungen des laufenden Semesters. 

Die philosophische Fakultät hat hierfür die Zeitdauer 
von drei Semestern festgesetzt. 
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2. Verfahren. 

$ 5. Das Stundungsgesuch ist schriftlich bei dem 
Uektor innerhalb der ersten vier Wochen nach dem 
vorgeschriebenen Anfang des Semesters einzureichen. 

Spätere Gesuche werden nur dann zugelassen, wenn 
ein nach dem Ermessen des Rektors ausreichender Ent- 
schuldigungsgrund der Verspätung nachgewiesen ist. 

S Ii. Dein Stundungsgesuch ist eine schriftliche 
Bescheinigung beizufügen, aus welcher sich ergibt, daß 
der Bewerber nach seinen Einkommens- und Ver- 
mögensverhältnissen auch bei pflichtmäßiger Einschrän- 
kung seiner Bedürfnisse die Mittel zur Bezahlung des 
Vorlesungshonorars nicht aufzubringen vermag. Indes 
bleibt es der Stundungskommission unbenommen, aus 
besonderen Gründen von der Beibringung einer solchen 
Bescheinigung abzusehen und sich mit einer ent- 
sprechenden Versicherung des Bewerbers zu begnügen. 

Der Bezug von Stipendien ist an sich kein Grund 
zur Versiigung der Stundung, sofern dadurch die Be- 
dürftigkeit im Sinne des Abs. 1 nicht ausgeschlossen 
wird. 

Mit dem Stundungsgesuch ist das Aumeldungs- 
buch einzureichen. 

Bewerber, welche sich im zweiten oder in einem 
späteren Studiensemester befinden, haben außerdem ein 
Fleißzeuguis vorzulegen, welches von einem Univer- 
sitätslehrer auf Grund einer vorgenommenen Prüfung 
oder in Anerkennung sonst nachgewiesenen Fleißes 
erteilt worden ist. 

Minderjährige Bewerber müssen endlich noch in 
jedem Semester eine obrigkeitlich beglaubigte schrift- 
v liehe Erklärung ihres gesetzlichen Vertreters dahin 
^ beibringen, 

daß derselbe die Eingehung einer Ilonorar- 
sehuldverbindlichkeit durch den Bewerber für 
die von ihm in dem betreffenden Semester an- 
zunehmenden Vorlesungen, für welche ihm das 
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Honorar gestundet werde, nach Maßgabe der 
im § 10 festgestellten Verpflichtungserkläruug 
genehmige. 

§ 7. Uber die Stundungsgesuche entscheidet die 
Stundungskommission. 

Dieselbe besteht aus dem Rektor und dem Uni- 
versitätsrichter. 

$ 8. Die Stundungskommission ist befugt, für 
den Fall, daß sie nähere Aufschlüsse über das Vor- 
handensein der in den 2 und 6* festgesetzten Er- 
fordernisse der ilonorarstundung für wünschenswert 
erachtet, die zur Aufklärung erforderlichen Ermitte- 
lungen anzustellen. 

Die Stundungskommission ist ferner berechtigt, 
die gewährte Honorarstundung solchen Studierenden, 
welche dieselbe durch Annahme einer unverhältnis- 
mäßig großen Zahl entgeltlicher Vorlesungen gröblieh 
mißbrauchen, zu entziehen. 

Die erfolgte Gewährung der Honorarstundung ist 
iu dem Anmeldebuch zu vermerken. 

$ \). Gegen die Entscheidung der Stundungs- 
kommission, durch welche ein Stundungsgesuch zurück- 
gewiesen oder die gewährte Stundung entzogen wird, 
ist binnen einer mit der Bekanntmachung der Ent- 
scheidung an den Bewerber beginnenden Ausschluß- 
frist von zwei Wochen die Beschwerde an den Senat 
zulässig. 

$ 10. Vor seinem Abgange von der Universität 
hat der Honorarschuldner durch eine vor dem Uni- 
versitätsrichter abzugebende schriftliche Erklärung sich 
zu verpflichten, 

1. das ihm während seines Aufenthalts auf der ^ 
hiesigen Universität gestundete Vorlesungs- 
honorar, sobald er infolge der Besserung seiner 
Einkommens- oder Verniögensverhältnisse bei 
jttliehtmäßiger Einschränkung seiner Bedürfnisse 
dazu imstande sei, an die Quästur zu zahlen, 
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2. der Quästur auf deren Anfrage jederzeit gewissen- 
hafte Auskunft über seine Einkommens- und Ver- 
mögensverhältnisse zu erteilen, 

3. sich für den Fall einer Klage dem Gerichtsstande 
der Quästur zu unterwerfen. 

§ 11. In dem Abgangszeugnis wird der Gesamt- 
betrag des dem Studierenden gestundeten Vorlesungs- 
honorars vermerkt. 

3. Einziehung des gestundeten Honorars. 

§ 12. Die Einziehung des gestundeten Honorars 
liegt dem Quästor ob. 

Derselbe hat uuf den Honorarschuldner sein be- 
ständiges Augenmerk zu richten und uach Verlauf 
eiues angemessenen Zeitraumes seit dem Abgänge 
des Honorarschuldners von der Universität, sei es 
bei dem letzteren selbst oder an andereu Stelleu, Er- 
kundigungen darüber einzuziehen, ob der Honorar - 
schuldner zur Bezahlung des gestundeten Honorars 
bei ptiichtmäliiger Einschränkung seiner Bedürfnisse 
imstande ist. 

Ist dies nach dem Ergebnis der stattgehabten Er- 
kundigungen anzunehmen, oder sind nach dem Ablauf 
der üblichen Studienzeit des Honorarschuldners sechs 
Jahre verstrichen, so hat der Quästor im Einvernehmen 
mit der Stundungskommission den Ilonorarschuldner 
O unter Benutzung des anliegenden Formulars C zur Be- 
richtigung seiner Schuld aufzufordern und nötigenfalls 
^° solche Aufforderung unter Benutzung des anliegenden 

^ Formulars D zu wiederholen. 
^cN 2 " Erfolgt trotz wiederholter Aufforderung keine 

n° Zahluug, so hat der Quästor die Stunduugskommissiou 

iu jedem einzelnen Falle um ihre schriftliche Ge- 
nehmigung zur Erhebung der gerichtlichen Klage zu 
ersuchen. 

Zur Vornahme von Zwangsvollstreckungsmaßregelu 
(Pfäudung, Ladung zur Leistung des Offenbaruugseides) 
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gegen einen zur Zahlung verurteilten Honorarschuldner 
bedarf der Quästor wiederum einer schriftlichen Ge- 
nehmigung der Stundungskommission. 

Der Quästor ist vorbehaltlich anderweiter Anord- 
nungen der Stundungskommission befugt, in jeder Lage 
der Sache Zahlungsfristen und Teilzahlungen zu be- 
willigen. 

4. Übergangs- und Schluttbestimmungen. 

§ 13. Die Bestimmung des § 1 Abs. 2 findet auf 
die gegenwärtig angestellten Universitätslehrer insoweit 
keine Anwendung, als dieselben schon vor dem 1. Juli 
1900 gewisse Vorlesungen von der Honorarstundung 
ausgenommen haben. 

§ 14. Ein Erlaß von Vorlesungshonoraren findet 
nicht mehr statt, dagegen werden die Bestimmungen 
über die Befreiung von der Honorarzahlung durch 
diese Stundungsordnung nicht berührt. 1 ) 

$ 15. Die vorstehenden Bestimmungen gelten an 
sich nur für inländische Studierende. 

Es bleibt jedoch dem Senat überlassen, dieselben 
auch auf ausländische Studierende und auf Gastzuhörer, 



') Zum freien Besuch aller Vorlesungen sind, 
ohne daß es dazu einer Einwilligung des Lehrers bedarf, 
berechtigt: 

1. die Söhne und Brüder sämtlicher noch fungierender 
oder emeritierter Professoren der hiesigen Universität; 

2. die Söhne und Brüder sämtlicher verstorbener Pro- 
fessoren, wenn diese letzteren zur Zeit ihres Todes 
an der hiesigen Universität angestellt oder emeritiert 
waren ; 

3. die Söhne und Brüder des Universitätsrichters, Sekretärs 
und Quästors nach den unter 1 und 2 angegebenen 
Bestimmungen ; 

4. die Perzipienten des Kurmärkischen Stipendiums; 

5. die Söhne der wissenschaftlichen Beamten der König- 
lichen Bibliothek und der Universität« - Bibliothek. 
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sei es nur auf inländische oder auch auf ausländische, 
auszudehnen. 1 ) 

$ 1(5. Diese Stundungsordnung tritt mit dem 
1. Oktober 1901 in Kraft. 



l ) Durch Beschluß des Senats vom 2(i. Juni 1901 sind 
die Bestimmungen der Stundungsordnung auch auf aus- 
ländische Studierende ausgedehnt. Gastzuhörcr er- 
halten keiue Stundung. 
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Formular A. 

(Genehmigung des gesetzlichen Vertreters.) 



Als gesetzlicher Vertreter des am 1 
zu (Provinz, Staat) geborenen 

Studierenden der (Vor- und Zuname) 

genehmige ich hiermit die Eingehung einer Honorar- 
schuldverbindlichkeit durch den vorgenannten Studierenden 

für die von demselben im Semester 10 bei 

der Universität zu Berlin anzunehmenden Vorlesungen, für 
welche ihm das Honorar gestundet wird, nach Maßgabe der 
im § 10 der Stundungsordnung vom 22. Mai 1901 festgestellten 
Verpflichtungserklärung. 

(Wohnort. Stand oder Amt 
des gesetzlichen Vertreters.) 

, den 10 



Daß der zu 
gesetzlicher Vertreter des minderjährigen Studierenden der 

(Vor- und Zuname) aus 

ist und vorstehende Erklärung eigenhändig 
unterschrieben hat, wird hiermit obrigkeitlich beglaubigt. 

, den 10 

(Unterschrift und Siegel der Orts- 
hehörde oder des Amtsvorgesetzten 
des gesetzlichen Vertreters oder der 
Vormundschaftshohörde.) 



Stempelpflichtig (1 M 50 .t) Tarifstelle 77. Oes. v. :5l. Juli 181)5. 

3 
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Formular R. 

(Verpflichtungserklärung; des Honorarsrhuldners.) 



irend meiner Studienzeit auf der hiesigen Universität 
ist mir nach der mir vorgelegten und von mir hiermit als 
richtig anerkannten Aufstellung der Universitätsquästur das 
Honorar für die von mir angenommenen Vorlesungen im Ge- 
samtbetrage von JC in Worten 

.Mtii'lv 

gestundet worden. 

Ich verpflichte mich hiermit, 

1. diese Summe, sobald ich infolge der Besserung 
meiner Einkommens- oder Vermögensverbältnisse 
hierzu bei pflichtmäßiger Einschränkung meiner 
Bedürfnisse imstande sein werde, an die Quästur 
zu zahlen, 

2. der Quästur auf deren Anfrage jederzeit gewissen- 
hafte Auskunft über meine Einkommens- und Ver- 
mögensverhältnisse zu erteilen, 

3. mich für den Fall einer Klage dem Gerichtsstände 
der Quästur zu unterwerfen. 

Berlin, den 19 

(Vor- und Zuname) 

aus 

(Oeburtsort, Provinz oder Staat) 



Daß d die vor- 

stehende Verpflichtungserklärung eigenhändig unterschrieben 
hat, wird hiermit bescheinigt. 

Berlin, den 19 

Der Königliche Universitätsrichter. 
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Formular ('. 

(Erste Zahlungs-Auftorderuni; des Ouästors an den Honorar- 
schuldner.) 



Köu igl. Uni versitäts-Quästiir. 



Berlin, den 19 

Iu der am 19 ausgestellten Yer- 

plliclituugserklüruug habeu Sie versprochen, das Ihnen wäh- 
reud Ihrer Studienzeit auf der hiesigen Universität in den 
Jahren zum Gesamtbetruge von 

gestundete Vorlesungshouorar, sobald Sie infolge der Besse- 
rung Ihrer Einkommens- oder Yermögeusverhältnisse hierzu 
bei ptlichtmäßiger Einschränkung Ihrer Bedürfnisse imstaude 
sein werden, au uns zu zahlen. 

Da dieser Zeitpunkt nach den von uus eingezogenen 

Erkundigungen 

jetzt eingetreten, die vorerwähnte Honorarschuld aber noch 
nicht berichtigt ist, werden Sie hiermit aufgefordert, das 
rückständige Honorar nunmehr portofrei an uus eiuzusenden. 

Au 

den 

Herrn 

zu 



3* 
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Formular D. 

(Zweite Zahlungs-Auffordorung des Quästors an den Honorar- 
schuldner.) 



K ö u i g 1. U n i v e r s i t iits - Qu ä s t u r. 



Herl in, den 19 

Da Sie unsere am an Sie gerichtete 

Aufforderung zur Bezahlung Ihrer Honoi arschuld nicht be- 
achtet haben, fordei n wir Sie hiermit nochmals auf, das Ihnen 
in den Jahren bei der hiesigen Univer- 

sität gestundete Vorlesungshonorar im Betrage von M 

bis zum 19 an uns portofrei einzusenden, 

widrigenfalls wir die Genehmigung der Stundungskommission 
zur gerichtlichen Beitreibung der vorerwähnten Honorarschuld 
einholeu werden. 



An 

den 

Herrn 

zu 
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III. 

Satzungen 

der 

:i k a (1 e in ischen Krankenkasse bei der Fried rieh - 
Wilhelms-Universität zu Berlin. 

£ 1. Die akademische Krankenkasse bei der 
Königlichen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Berlin 
bezweckt, den erkrankten Studierenden der Universität 
ärztliche Behandlung und fliege, sowie in besonders 
dringenden Fällen auch bare Geldunterstützungen zu 
gewähren. 

$ 2. Zur Bestreitung der für diesen Zweck auf- 
zuwendenden Kosten dienen: 

1. die Beiträge der Studierenden Jl), 

2. die aus den etwaigen Überschüssen der Kasse 
zu bildende Rücklage und die aus derselben er- 
wachsenden Zinsen, 

3. die nicht zurückgeforderten Honorare 10 der 
Bestimmungen vom 19. März JSS9), 

4. freiwillige Zuwendungen und sonstige Kin- 
nahmen. 

S Ii. Jeder bei der Königlichen Friedrich- 
Wilhelms-Universität immatrikulierte Studierende ist 
zu einem halbjährlichen Beitrag von 2 J verpflichtet. 
Die Beiträge werden zu Anfang eines jeden Semesters 
bei der Erlegung des Vorlesungshonorars durch die 
Quästur erhoben. Die erfolgte» Zahlung wird im Au- 
meldungsbuch bescheinigt. 
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§ 4. Die akademische Krankenkasse wird von 
einer Konimission, bestehend aus dem Rektor, dem 
Universitätsrichter und den vier Dekanen, verwaltet. 
Den Vorsitz dieser Kommission führt der Rektor, der 
auch alle Zahlungsanweisungen an die Universitäts- 
kasse, abgesehen von § 12, erläßt. 

§ 5. Die Kassengeschäfte der akademischen 
Krankenkasse besorgt die Universitätskasse. 

Der VerwaltuDgskommission ist binnen acht 
Wochen nach Schluß jeden Semesters von der Uuiver- 
sitätskasse Rechnung zu legen. 

§ G. Die Krankenkasse gewährt den Studierenden 
der Königlichen Friedrich- Wilhelms-Uuiversität, welche 
während ihres Aufenthalts in Berlin an akuteu Krank- 
heiten erkranken, unentgeltliche ärztliche Behandlung, 
freie Arzuei und nötigenfalls freie Aufnahme und Ver- 
pflegung in einer hiesigen öffentlichen Krankenanstalt. 
Krank ankommende, sowie chronisch kranke Stu- 
dierende können nur nach besonderer Entscheidung 
der Verwaltungskommission der Pflege der Kranken- 
kasse teilhaftig werden. 

§ 7. Zur unentgeltlichen ärztlichen Behandlung 
krauker Studierender haben sich Professoren und 
Privatdozenten der medizinischen Fakultät bereit er- 
klärt, deren Namen, Sprechstunden und Wohnungen 
zu Anfang eines jeden Semesters durch Anschlag am 
schwarzen Brett den Studierenden bekannt gemacht 
werden. 

§ 8. Bei diesen Ärzten haben sich die erkraukteu 
Studierenden zu melden. 

Die von diesen Ärzten verordneten, auf Beschaffung 
von Arzneien oder Wundverbäudeu lautenden Rezepte 1 ) 
können einer jeden hiesigen Apotheke zur Ausführung 
auf Kosten der Krankenkasse übergeben werden. 



') Wozu besonders festgestellte Formulare zu beuutzen 

siud. 
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§ 9. Sind nach der Verordnung eines der im § 7 
bezeichneten Arzte für die Heilzwecke weitere An- 
schaffungen und Aufwendungen (Bäder, Instrumente etc.) 
erforderlich, so muß zur Beschaffung derselben auf 
Kosten der Krankenkasse die Zustimmung eines Kom- 
missionsmitgliedes eingeholt werden. 

§ 10. Desgleichen kann die Aufnahme und Ver- 
pflegung in einer der im § 6 gedachten Kranken- 
anstalten auf Kosten der Krankenkasse nur mit be- 
sonderer, in dringenden Fällen nachträglich einzu- 
holender Genehmigung eines Kommissionsmitgliedes 
auf Grund einer die Notwendigkeit dieser Aufnahme 
und Verpflegung bestätigenden Bescheinigung eines der 
im § 7 gedachten Arzte erfolgen. 

§11. Die längste Zeit des Verweilens in einer 
öffentlichen Krankenanstalt wird im allgemeinen auf 
vier Wochen festgesetzt. 

Die Kosten eines weiteren Verbleibens in einer 
solchen Anstalt werden nur dann von der Kranken- 
kasse erstattet, wenn die Notwendigkeit des längeren 
Aufenthalts von der betreffenden Anstalt bescheinigt 
wird. 

§ 12. Jedes Kommissionsmitglied hat das Recht, 
Geldlinterstützungen bis zu 15 JC zu bewilligen. 

Für Bewilligungen, welche diesen Betrag über- 
schreiten, ist ein gemeinsamer Beschluß des Rektors, 
des betreffenden Dekans und eines dritten Kommissions- 
mitgliedes erforderlich. 

§ 13. Jedem Studierenden wird bei seiner Imma- 
trikulation ein Exemplar dieser Satzungen eingehändigt. 

§ 14. Änderungen dieser Satzungen bedürfen der 
Genehmigung des Ministers der geistlichen, Unter- 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten. 
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IV. 

Bestimmungen 

über die 

Benutzung der K öniglichen Universitäts 
Bibliothek seitens der Studierenden. 1 ) 

(Aus dorn Reglement für dieselbe vom 27. Juni 1800.) 



§ 42. Die Universitätsbibliothek ist mit Aus- 
nahme der Sonntage, der staatlich anerkannten Feier- 
tage, der Sonnabende vor Ostern und Pfingsten und 
des 24. Dezember täglich geöffnet. 

$ 43. Zur Benutzung der Bibliothek im Lesesaal 
und durch Entleihen sind zugelassen: 

1. ohne weiteres 

a) die Lehrer und Beamten der Universität und 
der Universitätsinstitute; 

b) die Mitglieder der Akademie der Wissenschaften 
und des Senats der Akademie der Künste; 

2. gegen Vorzeigung der studentischen Erkennungs- 
karte, welche bei dem ersten Besuch der Bibliothek 
mit dem Stempel der Bibliothek zu versehen ist: 

die Studierenden der Universität; 

') Die Universitätsbibliothek befindet sich Dorotheenstr.9. 
Sie zerfällt in 1. die Lesesaalbibliothek, welche die gang- 
barsten Lehr- und Xachsehlagebüeher, sowie die nieist be- 
nutzten Zeitschriften enthält; 2. die in der Nähe des Lese- 
saals aufgestellte Handbibliothek, welche zur Ergänzung 
der Lesesaalbibliothek dient; 3. die in den Magazinen auf- 
gestellte Ausloihbibliothck. 
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3. gegen besondere, von dem Direktor nach dessen 
Ermessen auszustellende Erlaubniskarten: 

a) die zum Hören der Vorlesungen an der 
Universität Berechtigten; 

b) frühere Studierende der Universität, welche 
sich auf Prüfungen vorbereiten. 

Der Direktor kann die Zulassung der unter 
3 bezeichneten Personen von der Hinterlegung eines 
Bürgschaftsscheiues l ) oder einer Geldsumme abhängig 
machen. 

§ 43 a. Studierende anderer hiesiger staatlicher 
Hochschulen erhalten die Erlaubniskarte auf Grund 
i lirer studentischen Erkennuugskarte. Hierbei wird 
jedoch vorausgesetzt, daß ihnen das Abgangszeugnis 
von ihrer Hochschule erst nach Vorlegung einer Be- 
scheinigung erteilt wird, daß sie keine von der Universi- 
tät« -Bibliothek entliehenen Bücher mehr in Händen 
haben. Ausländer, welche die Bibliothek benutzt haben, 
erhalten die bei der Immatrikulation auf der Hoch- 
schule hinterlegten Pässe und Ausweispapiere erst nach 
Vorlegung der vorerwähnten Bescheinigung zurück. 

$ 44. Die Benutzer sind verpflichtet, die ihneu 
anvertrauten Bücher auf das sorgfältigste zu behandeln 
und jede Beschädigung derselben zu verhüten. 

Alles Einschreiben in die Bücher mit Bleistift oder 
Tinte, auch die Berichtigung von Druck- und anderen 
Fehlern, das Umbiegen der Blätter und falsche Brecheu 
der Tafeln ist untersagt. 

Die Benutzer haben sich von dem Zustande eines 
jeden Buches bei dem Empfang zu überzeugen und etwa 
vorhandene Schäden dem Beamten der Bücherausgabe 
spätestens drei Tage nach dem Empfange bzw. bei 
Benutzung im Lesesal dem aufsichtsführenden Beamten 
sofort anzuzeigen. Erfolgt keine Anzeige, so wird an- 



') Formulare siuil in iler Büchcrausgabe für 10 4 zu 
haben. 
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genommen, daß der Benutzer das Buch in tadellosem 
Zustande empfangen hat. 

§ 45. Die Benutzer haben für beschädigte oder 
verlorene Büpher vollen Ersatz zu leisten durch Be- 
zahlung des von dem Direktor endgültig festgesetzten 
Geldwertes. 

a) Benutzung des Lesesaals. 

§ 4G. Der Lesesaal ist an den Geschäftstagen 
von 9 Uhr morgens bis 9 Uhr abends geöffnet. 

§ 47. Die Benutzung der Lesesaalbibliothek, über 
welche ein Verzeichnis ausliegt, stellt den Besuchern 
ohne weiteres frei. Sie sind verpflichtet, die ge- 
brauchten Bücher nach beendeter Benutzung wieder 
auf ihren Platz zu stellen. 

$ 48. Die Bücher der Handbibliothek, deren Ver- 
zeichnis ebenfalls im Lesesaal ausliegt, werden durch 
den aufsichtsführenden Beamten gegen Abgabe von Be- 
stellzetteln, welche die im Verzeichnis angegebene 
Staudortssignatur enthalten, der Regel nach binnen 
l. r ) Minuten zugänglich gemacht. 

§ 49. Im Lesesaal ist lautes Sprechen und jede 
andere Störung der Lesenden untersagt. 

§ 50. Wer Werke aus der Ausleihbibliothek im 
Lesesaal zu benutzen wünscht, hat einen Bestellzettel 
von vorgeschriebener Form einzureichen, auf welchem 
der Titel des verlangten Werkes in ausreichender Voll- 
ständigkeit, Name, Stand und Wohnort des Bestellers 
und die Bemerkung «für den Lesesaal" in deutlicher 
Schrift verzeichnet stehen niuti. Die Bestellformulare 
werden in der Bücherausgabe, 25 Stück für 10 ^ 
verkauft. 

Für jedes einzelne Werk ist ein besonderer Bestell- 
zettel erforderlich. 

Die Bestellzettel sind entweder a) in die am Ein- 
gang der Bibliothek betiudlieheu Zettelkasten zu legen, 
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oder b) in Briefumschlag frankiert durch die Post oder 
die Paketfahrt unter der Adresse: 

An die Universitätsbibliothek, Bücherausgabe 
Berlin NW., Dorotheenstraße 9, 

einzusenden. 

Die Bestellung kann auch durch eine an die 
Universitätsbibliothek unter vorbezeichneter Adresse 
gerichtete Postkarte geschehen; der Bestellzettel ist 
dann bei Empfangnahme des Werkes nachzuliefern. 
Indessen ist für jedes einzelne Werk eine Postkarte 
erforderlich. 

§ 51. Die bis 9 3 / 4 Uhr morgens eingegangenen 
oder in die im vorhergehenden Paragraphen erwähnten 
Zettelkasten gelegten Bestellzettel werden noch an 
demselben Tage bis spätestens 12 Uhr erledigt. 

Die Besteller erhalten die verlangten Bücher durch 
den aufsichtsführenden Beamten. 

Ist ein verlangtes Buch nicht vorhanden, aus- 
geliehen oder zur Lesesaalbibliothek gehörig, so wird 
der Bestellzettel mit einer entsprechenden Bemerkung 
zurückgegeben. Hierbei bedeutet 00, daß das ver- 
langte Buch „nicht vorhanden", 0, daß es verliehen 
ist, />, daß es zur Lesesaalbibliothek gehört. Die mit 
Bescheiden versehenen Zettel dürfen bei erneuter Be- 
stellung nicht w T ieder benutzt werden. 

§ 52. Um sich die demnächstige Benutzung eines 
Buches, welches ausgeliehen oder für den Lesesaal ver- 
langt ist, zu sichern, kann der Besteller unter Bei- 
fügung des mit dem Bescheide versehenen Zettels den 
Titel des Buches in ein in der Bücherausgabe bereit 
gehaltenes Desiderienbuch eintragen, jedoch nicht mehr 
als zwei Bücher an einem Tage. Zu dem eingetragenen 
Titel wird bemerkt, wann die Benutzungsfrist des der- 
zeitigen Inhabers abläuft; diese Vermerke können vom 
zweiten Tage nach der Eintragung an eingesehen werden. 
Das Buch wird nach der Rückgabe für den, der es 
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eingetragen hat, drei Tage lang bereit gehalten und 
der Eintragende auf seinen Wunsch von der Rückgabe 
durch einen unfrankierten Brief benachrichtigt. Wenn 
mehrere dasselbe Buch eintragen, werden sie nach der 
Folge der Eintragungen berücksichtigt. 

$ 54. Die erhaltenen Bücher sind nach gemachtem 
Gebrauch gegen Rückgabe der Bestellzettel an den die 
Aufsicht im Lesesaal führenden Beamten zurückzuliefern. 

Wünscht der Besteller ein Buch am nächstfolgen- 
den Tage wieder zu benutzen, so wird dasselbe auf 
sein Ersuchen für ihn zurückgestellt. Doch kann dit;s 
nicht länger als 14 Tage hintereinander beansprucht 
werden, falls die Bücher inzwischen von anderer Seite 
verlangt worden sind. 

§ 55. Die Benutzer besonders kostbarer Werke 
können durch den aufs ichts führen den Beamten auf einen 
bestimmten Tisch beschränkt werden. 

b) Entleihung von Büchern. 

§ 56. Besonders kostbare Werke, die Sammel- 
bände der Universitäts- und Schulschriften, die der 
Lesesaal- und der Handbibliothek angehörigen Werke, 
sowie ungebundene Bücher werden nicht ausgeliehen. 

§ 57. Die Bestellung der zu entleihenden Bücher 
und deren Ausgabe geschieht in derselben Weise wie 
bei den für den Lesesaal verlangten (§§ 50—52); nur 
ist auf den Bestellzetteln die Bemerkung „für den 
Lesesaal" wegzulassen. 

§ 58. Die Bestellzettel werden bei der Ubergabe 
dm* Bücher mit dem Tagesstempel verschen und gelten 
dann als Empfangsscheine. Bei der Rücklieferung der 
Bücher werden sie zurückgegeben. 

§ 59. Zum Abholen der zu entleihenden und zur 
Zurückgabe der entliehenen Bücher sind an den Ge- 
schäftstagen der Bibliothek die Stunden von 0 bis 3 Uhr 
bestimmt. 
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§ 61. Mit den Bestellzetteln nicht vorhandener, 
verliehener oder nach § 56 nicht verleihbarer Bücher 
wird in der in § 51 Abs. 3 angegebenen Weise ver- 
fahren. 

§ 62. Die Entleiher müssen, sofern nicht auf be- 
sonderes Ersuchen eine längere Frist gestattet wird, 
die entliehenen Kücher spätestens 4 Wochen (28 Tage) 
nach dem Tage des Empfanges zurückgeben oder unter 
Vorzeigung der Bücher in der Bücherausgabe die Ver- 
längerung der Benutzungszeit nachsuchen, die ihnen 
auf angemessene Zeit gewährt werden kann, wenn das 
Buch nicht inzwischen anderweitig verlangt worden ist. 
Wer Bücher über die ihm bewilligte Frist hinaus be- 
hält, wird durch einen unfrankierten Mahnbrief erinnert. 
Wenn auf diese Mahnung die Rückgabe nicht inner- 
halb der nächsten drei Tage erfolgt, wird das Buch 
durch einen Bibliotheksdiener abgeholt, dem eine Ge- 
bühr von 1 Ji zu zahlen ist. Ist die Herausgabe auf 
diesem Wege nicht zu erreichen, so wird die Hilfe 
der Polizei bzw. bei Studierenden des Universitäts- 
gerichts in Anspruch genommen und, wenn auch diese 
wirkungslos bleibt, der Rechtsweg beschritten; die er- 
wachsenden Kosten trägt der Säumige. 

Ausnahmsweise können auch vor Ablauf der ge- 
wöhnlichen Termine die entliehenen Bücher von der 
Bibliotheksverwaltung zurückverlangt werden, wenn dies 
im Interesse des Dienstes notwendig ist. 

$ 64. Es ist nicht gestattet, Bücher auf den 
Namen eines andern zu entleihen oder dieselben an 
einen andern weiter zu verleihen. 

§ 66. Wer auf länger als sieben Tage verreist, 
hat zuvor die entliehenen Bücher zurückzugeben. 
Während der Ferien können den Studierenden mit Er- 
laubnis des Direktors Bücher nach auswärts verliehen 
werden. 

§ 67. Keinem Studierenden der Universität werden 
das Abgangszeugnis oder die auf dem Universitäts- 
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Berichte niedergelegten Legitimationspapiere ausge- 
händigt, wenn er nicht eine von der Bibliotheks- 
verwaltung ausgestellte Bescheinigung beibringt, daß 
er die entliehenen Bücher richtig zurückgeliefert 
oder die Bibliothek überhaupt nicht benutzt hat. 

c) Eintritt in die Büchersäle. 

§ 68. Das Betreten der Büchersäle der Universi- 
tätsbibliothek ist außer den Beamten derselben ohne 
ausdrückliche Erlaubnis des Direktors nur den in § 43 
Nr. 1 genannten Personen gestattet. 
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V. 

Benutzungs- Ordnung 

für die 

Königliche Bibliothek zu Berlin. 
Vom 6. Februar 1905. 



I. Allgemeines. 

§ 1. Die Königliche Bibliothek soll wissenschaft- 
lichen Zwecken und ernster Berufsarbeit dienen. 

§ 2. Die Benutzung von Druckschriften 5—45) 
erfolgt in den vier Lesesälen b* — 19) und durch 
Entleihung 20 — 40); die Benutzung von Hand- 

schriften (§§ 46 — 54) in dein Arbeitszimmer der Hand- 
schriftenabteilung, im Musikalien- und Karteusaal 49 
bis 51). Außerdem können im Wege des Leihverkehrs, 
der zwischen der Königlichen Bibliothek und aus- 
wärtigen Bibliotheken besteht, Druck- und Handschriften 
zur Benutzung sowohl an auswärtige Bibliotheken ver- 
liehen, als auch von diesen entliehen weiden 41 
bis 45 und 52-54). 

§ 3. Von den Räumen der Bibliothek sind geöffnet 

a) der Große Lesesaal und der Zeitschriftensaal von 
9 — 9 Uhr, 

b) die Leihstelle und die Katalogzimnier von 9 bis 
i'y Uhr, 

c) die übrigen Räume von 9 — 3 Uhr. 

An den Sonntageu, den staatlich auerkannten 
Feiertagen, den Sonnabenden vor Ostern und Pfingsten 
und am 24. Dezember bleibt die Bibliothek geschlossen. 
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§ 4. Die Benutzer haben die ihnen anvertrauten 
Druck- und Handschriften sorgfältig zu behandeln und 
vor jeder Beschädigung zu hüten (vgl. § 55). 

Alles Einschreiben und Anstreichen mit Bleistift 
oder Tinte, auch die Berichtigung von Druck- und 
anderen Fehlern, das Umbiegen der Blätter und falsche 
Brechen der Tafeln ist untersagt. Zum Durchzeichnen 
ist die Erlaubnis des zuständigen Abteilungsdirektors 
einzuholen. 

Von dem Zustande einer jeden Druck- oder Hand- 
schrift hat sich der Benutzer bei dem Empfange zu über- 
zeugen und etwa vorhandene Schäden alsbald, bei 
entliehenen Werken spätestens 24 Stunden nach dem 
Empfange, anzuzeigen. Erfolgt keine Anzeige, so wird 
angenommen, daß er sie in tadellosem Zustande emp- 
fangen hat. 

Zu photographischen Aufnahmen aus Handschriften 
sowie aus seltenen und kostbaren Druckschriften (vgl. 
$ 24, 1) bedarf es der Erlaubnis des Generaldirektors, 
die schriftlich unter Angabe des Zweckes und der nach- 
zubildenden Stellen zu erbitten ist. Die Aufnahme 
tindet unter Aufsicht eines Bibliotheksbeamten statt. 
Von jeder photographischen Aufnahme ist eine Kopie 
an die Bibliothek abzuliefern. 

II. Benutzung von Druckschriften. 

$ 5. Über den Bücherbestand geben der Alpha- 
betische Hauptkatalog und der Fachkatalog Auskunft. 

Der Alphabetische Hauptkatalog steht jedem Be- 
sucher der Bibliothek ohne besondere Erlaubnis zur 
Einsicht offen. 

Zur Einsicht des Fachkataloges bedarf es jedes- 
mal der Erlaubnis des diensttuenden Beamten. 

Der Zutritt zu den Bücherräumeu ist nur aus- 
nahmsweise mit Genehmigung des Generaldirektors ge- 
stattet. 
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1. Benutzung in den Lesesälen. 

§ b\ In den vier Lesesälen können alle Druck- 
schriften der Bibliothek benutzt werden; Druckschriften 
jedoch, die wegen ihres Inhaltes von der allgemeinen 
Benutzung ausgeschlossen, und Unterhaltungsschriften, 
die nach 1850 erschienen sind, nur dann, wenn der 
Zweck der Benutzung (§ 1) besonders nachgewiesen ist. 

Bücher, die in den Geschäftszimmern zu Ver- 
waltungszwecken aufgestellt sind, können nur mit be- 
sonderer Erlaubnis des zuständigen Abteilungsdirektors 
auf kurze Zeit eingesehen werden. 

Ostasiatische Drucke sind im Arbeitszimmer der 
Hand Schriftenabteilung (§ 49) zu benutzen. 

§ 7. Der Große Lesesaal ist für Druckschriften 
aller Art bestimmt, soweit sie nicht einem der drei 
anderen Lesesäle zugewiesen sind. Für Tafel werke und 
andere kostbare Bücher ist ein besonderer Tisch vor- 
handen, an dem nicht mit Tinte gearbeitet werden darf. 

Im Zeitschriftensaal e liegen dieneu erschienenen 
Hefte der wissenschaftlichen Zeitschriften zwei Wochen 
lang aus. Die früheren Hefte sowie die noch laufenden 
Jahrgänge der nicht ausliegenden Zeitschriften sind in 
Verwahrung des diensttuenden Beamten, der sie auf 
Wunsch zur Benutzung vorlegt. Auch die gebundenen 
Jahrgänge von Zeitungen und die Parlamentspapiere 
werden im Zeitschriftensaale zur Verfügung gestellt; 
sie müssen einen Tag vorher bestellt werden. 

Der Musikaliensaal ist für die Bücher über 
Musik und für Musikalien, 

der Kartensaal für Kartenwerke und Karten 
bestimmt. 

Der Musikalien- und der Kartensaal dienen außer- 
dem der Benutzung von Handschriften (§§ 2, 49 Abs. 2). 

$ 8. Die Benutzung der Lesesäle erfolgt auf Grund 
einer Lesesaalkarte, welche jeder erhalten kann, der 
sich über seine Person genügend ausweist. 

4 
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Studierende der hiesigen staatlichen Hochschulen 
erhalten eine Lesesaalkarte auf Grund ihrer studenti- 
schen Erkennungskarte. 

Zu nur einmaligem Besuche eines Lesesaales ge- 
nügt die Erlaubnis des aufsichtsführenden Beamten. 

Die Lesesaalkarte wird in der Leihstelle ausgestellt; 
der Empfänger hat sie mit eigenhändiger Namensunter- 
schrift zu versehen; sie ist nicht übertragbar und gilt 
für das laufende Rechnungsjahr (1. April bis 31. März). 
Während des Monats März werden bereits Lesesaal- 
karten für das neue Rechnungsjahr ausgegeben. 

§ 9. Der Inhaber einer Lesesaalkarte hat diese 
sorgfältig aufzubewahren. Er darf sie nicht in fremde 
Hände kommen lassen und hat sie den Bibliotheks- 
beamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Eine neue Karte erhält er in der Regel nur gegen 
Rückgabe der alten. 

Wer seine Karte verliert, hat dies der Leihstelle 
unverzüglich anzuzeigen; er ist der Bibliothek für allen 
Schaden verantwortlich, der ihr durch Mißbrauch der 
verlorenen Karte entsteht (§ 55). Für die Ausstellung 
einer neuen Karte an Stelle der verlorenen ist eine 
Gebühr von 0,50 JL zu entrichten. 

§ 10. Die zum Gebrauch in einem der Lesesäle 
gewünschten Bücher sind auf gedruckten Bestellschein- 
formularen zu bestellen. 1 ) 

Für jedes verlangte Werk ist ein besonderer Be- 
stellschein zu schreiben. Der Titel mit Druckort und 
Druckjahr ist möglichst genau anzugeben; wenn an- 
gängig, ist auch die Standnummer des Buches hinzu- 
zufügen. Die Scheine sollen deutlich und mit Tinte 

l ) Formulare sind in der Leihstelle, im Großen Lese- 
saale und durch tlen im Klur aufgestellten Automaten, 25Stüek 
für 10 zu haben, werden auch auf Verlangen zugeschickt. 

Im /immer des Alphahel is«-hen Hauptkatalogs ist eine 
Schreihgelegenhoit zur Ausfüllung der Bestellscheine. 
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geschrieben sein; sie müssen Namen, Stund und Woh- 
nung des Bestellers und das Tagosdatum enthalten. 

$ 11. Die Bestellscheine für den Großen Lese- 
saal siud entweder in einen der Zettelkästen zu werfen, 
die vor dem Bibliotheksgebäude, im Großen Lesesaal 
und im /immer des Alphabetischen Hauptkatalogs an- 
gebracht sind, oder im Lesesaal dem aufsichtführenden 
Beamten personlich zu übergeben. Die Bestellscheine 
für den Zeitschriften-, Musikalien- und Kartensaal sind 
in den dafür bestimmten Zettelkasten 1 ) zu werfen. 
Außerdem können die Bestellscheine auch durch die 
Post frankiert eingesandt werden; in diesem Falle hat 
der Umschlag in deutlichen Buchstaben die Bezeichnung 
„Bücherbestellung" zu tragen: die Aufschrift hat zu 
lauten: „An die Königliche Bibliothek, Berlin W 04.« 

Die vor 9 bestellten Bücher stehen von 11 Uhr 
an, die bis 11 bestellten von 1 Uhr an, die bis 1 be- 
stellten von 3 Uhr an bereit. Für die pünktliche Er- 
ledigung ungenauer Bestellungen kann keine Gewähr 
übernommen werden. 

Die im Großen Lesesaale bis 3 Uhr dem Beamten 
persönlich übergebenen Bestellscheine werden mit tun- 
lichster Beschleunigung erledigt. 

§ 12. Wenn ein Benutzer eine größere Anzahl 
Bücher gleichzeitig bestellt, so ist die Verwaltung be- 
rechtigt, zunächst nur einen Teil seiner Bestellungen 
zu erledigen. Dies gilt insbesondere für Tage, an 
denen die Bücherbestellungen sich ungewöhnlich häufen. 

$ 13. Die für einen der Lesesäle bestellten Bücher 
sind an der Ausgabestelle des betreffenden Lesesaales 
in Empfang zu nehmen und nach dem Gebrauch dort 
wieder abzugeben. 

Die Bestellscheine, auf die der Benutzer Bücher 
erhält, werden bei der Ubergabe der Bücher mit dem 
Tagesstempel versehen und gelten dann als Empfangs- 

') Vor dem Hause Bebivust ruUe 42. 

4* 
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scheine; bei der Rücklieferung der Bücher werden siV 
zurückgegeben. 

Die übrigen Bestellscheine werden mit dem Ver- 
merk darüber, weshalb das Buch nicht ausgehändigt 
werden kann, zurückgegeben; solche Scheine dürfen 
bei einer erneuten Bestellung nicht wieder verwendet 
werden. 

§ 14. Werden die bestellten Bücher nicht inner- 
halb der nächsten zwei Tage nach Eingang der Be- 
stellung abgefordert, so gehen sie in die Bücherräume 
zurück. 

§ 15. Kann der Besteller ein Buch nicht be- 
kommen, weil es zurzeit anderweit benutzt wird oder 
noch nicht benutzbar ist, so kann er es sich dadurch 
sichern, daß er den Titel in ein in der Leihstelle auf- 
liegendes Vormerkbuch einträgt und den mit Bescheid 
versehenen Bestellschein beifügt. Von einem Besteller 
dürfen an einem Tage nicht mehr als drei Bücher ein- 
getragen werden. Zu dem eingetragenen Titel wird 
binnen drei Tagen vermerkt, wann die Frist des 
zeitigen Benutzers abgelaufen ist, oder wann das Buch 
benutzbar sein wird; diese Vermerke können eingesehen 
werden. 

Nachdem das Buch verfügbar geworden ist, "wird 
es zwei Tage lang bereitgehalten. Der Besteller wird 
auf seinen Antrag durch unfrankierte Postkarte be- 
nachrichtigt. 

Wenn mehrere Besteller dasselbe Buch in das 
Vormerkbuch eintragen, so werden sie nach der Folge 
der Eintragung berücksichtigt. 

§ IG. Braucht der Leser ein von ihm benutztes 
Buch noch für den folgenden Tag, so hat er dies dem 
Beamten mitzuteilen. Das Buch wird dann zurück- 
behalten, doch darf es nicht länger als zwei Wochen 
für denselben Leser festgelegt werden. 

Zurückbehaltene Bücher, die zwei Tage lang nicht 
abgefordert sind, gehen in die Büeherräume zurück. 
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£ 17. Die Benutzung der in den Lesesälen auf- 
gestellten Handbibliotheken steht jedem Lesesaalbe- 
sueher ohne weiteres frei; nach dem Gebrauch sind 
die entnommenen Bücher wieder auf ihren Platz zu 
stellen. 

$ IS. Jeder Besucher der Lesesäle hat sich den 
angeordneten Kontrollmaßregeln zu unterwerfen. 

§19. Die Vorsteher der Lesesäle sind befugt, 
Benutzer, die ungehörig auftreten oder Störungen ver- 
ursachen, zu verwarnen und nötigenfalls aus dem Saale 
zu verweisen. 

2. E n 1 1 e i h u n g. 

§ 20. Die Bibliothek verleiht Bücher sowohl an 
Ein heimische wie nach auswärts. 

Personen, die in Berlin wohnen oder sich für 
längere Zeit hier aufhalten, gelten als Einheimische. 

Wer nicht weiter als 30 km von der nächsten 
Stadtgrenze Berlins entfernt wohnt, wird auf seinen 
Wunsch als Einheimischer behandelt. 

§ 21. Ein Einheimischer, der Druckschriften aus a ) durch 
der Bibliothek entleihen will, bedarf hierzu einer Leih- Einheimische, 
karte. Sie wird ihm ausgestellt, wenn er der Bibliotheks- 
verwaltung hinreichend bekannt ist, oder wenn er nach- 
weist, daß er nach seiner Persönlichkeit und seinen 
Verhältnissen für die Erfüllung der mit der Leihe ver- 
bundenen Pflichten Gewähr bietet. 

Anderen Einheimischen können Leihkarten erteilt 
werden, wenn sie entweder von einer den Anforderungen 
des Abs. 1 entsprechenden Persönlichkeit eine Bürg- 
schaft 1 ) beibringen oder eine Geldsumme, deren Höhe 
unter Berücksichtigung des Wertes der zu entleihenden 
Bücher in jedem Falle festgesetzt wird, der Bibliothek 
als Sicherheit übergeben. Statt baren Geldes darf die 
Bibliothek auch mündelsichere Wertpapiere annehmen. 

') Formulare sind in der Leilistelle für 10 4 zu haben. 
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Der Geldbetrag oder die Wertpapiere werden bei 
Rückgabe der Leibkarte wieder ausgehändigt; dir 
Bibliothek ist jedoch berechtigt, sich daraus wegen 
nicht gezahlter Gebühren und etwaiger Ersatzansprüche 
55) zu befriedigen. 

Die Leihkarte wird in der Leihstelle ausgestellt; 
der Empfänger hat sie mit eigenhändiger Namens- 
unterschrift zu versehen. Sie ist nicht übertragbar 
und gilt für das laufende Rechnungsjahr (1. April bis 
31. März). Während des Monats März werden bereits 
Leihkarten für das neue Rechnungsjahr ausgegeben. 

Die Leihkarte berechtigt zugleich zur Benutzung 
der Lesesäle. 

Die für die Lesesaal karte geltenden Bestimmungen 
des § 9 finden auch auf die Leihkarte Anwendung. 

§ 22. Studierende der hiesigen staatlichen Hoch- 
schulen erhalten die Leihkarte, auf welche im übrigen 
die Bestimmungen von § 21 Abs. 3 und 4 Anwendung 
finden, auf Grund ihrer studentischen Erkennungskarte. 
Hierbei wird jedoch vorausgesetzt, daß ihnen das Ab- 
gangszeugnis von ihrer Hochschule erst nach Vorlegung 
einer Bescheinigung erteilt wird, daß sie keine von 
der Königlichen Bibliothek entliehenen Bücher mehr 
in Händen hüben. 

Bücher werden an Studierende nur verabfolgt, 
wenn sie den Nachweis erbringen, daß sie dieselben 
in ihrer Hochschulbibliothek nicht haben erhalten 
können. 

§ 23. Nur in besonderen Ausnahmefällen werden 
mit Genehmigung des zuständigen Abtei lungsdirektors 
verliehen: 

1. seltene und kostbare Werke, so namentlich alle 
Drucke bis zum Jahre IfiOO; 

2. Zeitungen, Musikalien, Karten und Reisehand- 
bücher; 

Ii. iille noch nicht gebundenen Bücher und Zeit- 
schriften; 
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4. Bücher aus den Handbibliotheken der Lesesäle 
und des Arbeitszimmers der Handschriften- 
abteilung sowie Bücher, die in den Geschäfts- 
zimmern zu Verwaltungszwecken aufgestellt sind. 
Diese werden jedoch nur für die Zeit verliehen, 
in welcher der Dienst in den genannten Räumen 
ruht. 

Druckschriften, die wegen ihres Inhaltes von der 
allgemeinen Benutzung ausgeschlossen, und Unter- 
haltungsschriften, die nach 1850 erschienen sind, werden 
nur dann verliehen, wenn der Zweck der Benutzung 
(§ 1) besonders nachgewiesen ist. 

§ 24. Die Zahl der Bücher, die ein Entleiher 
gleichzeitig in Händen haben darf, ist nicht beschränkt; 
jedoch soll ihr Wert in der Regel die Summe von 
500 Jt nicht übersteigen. 

§ 25. Die zur Leihe gewünschten Bücher sind 
auf gedruckten Bestellscheinformularen zu bestellen. 1 ) 
Für die Bestellung gelten die Bestimmungen der 10 
Abs. 2, 11 Abs. 2, 12, 13 Abs. 2 und 3, 14 und 15. 
Die Bestellscheine sind entweder in einen der Zettel- 
kästen zu werfen, die vor dem Bibliotheksgebäude, im 
Großen Lesesaale und im Zimmer des Alphabetischen 
Hauptkatalogs angebracht sind, oder mit der Post 
frankiert einzusenden; im letzteren Falle hat der 
Umschlag in deutlichen Buchstaben die Bezeichnung 
„ßücherbestellung" zu tragen; die Aufschrift hat zu 
lauten: „An die Königliche Bibliothek, Berlin W 64. u 

Wenn der Besteller ein nicht erhaltenes Buch in 
das Vormerkbuch einträgt (§ 15), so kann er zugleich 
beantragen, daß es ihm durch die Paketfahrtgesellschaft 
zugeschickt wird (§27), sobald es wieder verfügbar ist. 

§ 2i). Die Leihgeschäfte werden nur in der Leih- 
stelle besorgt. Die bestellten Bücher sind dort abzu- 
holen. 

') S. Amii. zu § 10. 
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§ 27. Benutzer, die in Berlin oder in einem der 
Vororte wohnen, in welche die Berliner Paketfahrt- 
gesellschaft Pakete befördert, können sich Bücher durch 
diese Gesellschaft zusenden lassen. Sie haben dann 
besondere Bestellscheine mit dem Aufdruck „durch die 
Paketfahrtgesellschaft" zu benutzen. 1 ) 

Die Bücher werden, wenn die Bestellscheine bis 
11 Uhr in der Bibliothek eingehen, an demselben Tage 
der Paketfahrtgesellschaft zur Weiterbeförderung zu- 
gestellt. I)ie Bibliothek berechnet eine Verpackungs- 
gebühr, die bis 1 kg 5 ^j, bis 5 kg 10 ^J, bis 10 kg 
20,.}, bis 20 kg 30..J beträgt. 

Die Entsendung geschieht auf Gefahr der Ent- 
leiher. Bei der Auslieferung der Pakete ist das tarif- 
mäßige Porto und die Verpackungsgebühr zu zahlen 
und der Empfang zu bescheinigen. 

Für die weitere Behandlung der Bestellscheine 
gilt § 13 Absatz 2 und 3. 

§ 28. Unter keinen Umständen darf ein Buch 
ohne Ausstellung eines Empfangsscheines aus der 
Bibliothek mitgenommen, auf den Namen eines 
anderen entliehen oder an einen andern weitergegeben 
werden. 

§ 29. Einen "Wechsel seiner Wohnung hat der 
Entleiher der Leihstelle anzuzeigen. 

Wer verreist, hat dafür zu sorgen, daß die ent- 
liehenen Bücher jederzeit mit Erfolg zurückverlangt 
werden können. Wer entliehene Bücher auf Reisen mit- 
zunehmen wünscht, hat die Erlaubnis der Bibliotheks- 
verwaltung hierzu einzuholen. 

§ 30. Bei der Rückgabe können die entlieheneu 
Bücher von den Entleihern auf ihre Kosten und Gefahr 
in angemessener Verpackung mit der Post oder der 
Paketfahrtgesellschaft eingeschickt werden. Bei der 
Einsendung der Bücher werden die Empfangsscheine 

') 8. Anin. zu $ 10. 
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vernichtet, wenn der Benutzer nicht ausdrücklich um 
deren Rücksendung gebeten hat. 

S 31. Die Leihfrist beträgt drei Wochen. Sie 
endet an dem Wochentage, welcher durch seine Be- 
nennung dem Tage der Verleihung entspricht, und 
weuu dieser Tag kein Geschäftstag ist (vgl. § 3 Abs. 2), 
an dem nächsten Geschäftstage, und zwar in beiden 
Fällen um 6 Uhr abends. 

Die Entleiher werden indes im allgemeinen Interesse 
ersucht, die Bücher sobald wie möglich zurückzugeben 
und nicht erst den Ablauf der Leihfrist abzuwarten. 

Eine Verlängerung der Leihfrist ist ausgeschlossen. 

§ 32. Die Leihfrist ist auf eine Woche be- 
schränkt bei bibliographischen und enzyklopädischen 
Nachschlagewerken und bei Wörterbüchern (vgl. jedoch 
g 23 Nr. 4). 

Bei Zeitschriften, Dissertationen-, Programm- und 
anderen Sainmelbänden kann die Leihfrist von dem 
zuständigen Abteilungsdirektor auf eine Woche be- 
schränkt werden. 

§ 33. Wer eine entliehene Druckschrift nicht 
spätestens am letzten Tage der Leihfrist (vgl. g 31) 
zurückliefert, hat eine Strafgebühr zu zahlen, und 
zwar von jedem nicht zurückgegebenen Bande für den 
ersten Geschäftstag nach Ablauf der Leihfrist 50 ..J, 
für jeden weiteren Tag 10 ^. Die Strafe verfällt 
ohne besondere Mahnung. Außerdem behält sich die 
Verwaltung das Recht vor, fällige Bücher jederzeit 
auf Kosten des Entleihers abzuholen, nötigenfalls zu 
diesem Zwecke die Hilfe der Polizei oder der Gerichte 
in Anspruch zu nehmen. 

Die verfallene Strafgebühr wird bei der Rückgabe 
oder Abholung erhoben; falls die Bücher ohne Bei- 
fügung der Gebühr eingeschickt werden, wird sie durch 
Postnachnahme eingezogen. 

§ 34. Reichs-, Staats- und Kommunalbehörden, 
die ihren Sitz in Berlin oder einem der Vororte haben, 
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die im Postverkehr als Nachbarorte von Berlin be- 
handelt werden, können behufs Entleihung von Büchern 
zu amtlichen Zwecken auf Antrag Leihkarten er- 
halten. 

Die Karten sind mit dem Stempel der Behörde 
zu versehen und dienen dem abholenden Boten als 
Ausweis. 

Die Bestellscheine sind von einem verantwort- 
lichen Beamten der entleihenden Behörde zu unter- 
schreiben und zu stempeln. 

Die vorgeschriebenen Leihfristen sind auch von 
den Behörden streng innezuhalten. 
h) durch § 35. Auswärtige können zum Entleihen von 

Auswärtig. Bü c h ern unter denselben Voraussetzungen wie Ein- 
heimische zugelassen werden 21), doch wird ihnen 
eine Leihkarte nicht ausgestellt. 

Die 23, 24, 29, 31, 32 und 33 finden auf Aus- 
wärtige mit der Maßgabe Anwendung, daß die Leih- 
fristen um je 2 Tage für die Hin- und Rücksendung 
verlängert werden. 

§ 36. Die in § 32 aufgeführten und die sonst 
häufig benutzten "Werke werden nur ausnahmsweise 
verschickt. 

Die in § 23, 1 bis 3 aufgeführten Werke werden 
in der Regel nur an eine öffentliche Bibliothek geschickt, 
die sich verpflichtet, ihre Benutzung nur unter Auf- 
sicht zu gestatten. 

§ 37. Nach Orten außerhalb der Provinz Branden- 
burg werden Bücher nur verschickt, wenn sie in der 
dem Besteller zunächst erreichbaren öffentlichen wissen- 
schaftlichen Bibliothek nicht vorhanden sind. Es liegt 
daher im Interesse der Besteller, eine Bescheinigung 
darüber beizubringen. 

Nach Städten, in denen sich öffentliche wissen- 
schaftliche Bibliotheken befinden, werden nur an diese 
und auf ihre unmittelbare Bestellung Bücher ver- 
schickt. 
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§ 38. Auswärtige habeu besondere Bestell schein- 
formulare zu benutzen. 1 ) 

Jeder Einsendung von Bestellscheinen ist ein kurzes 
Begleitschreiben beizufügen, in welchem die Zahl der 
Bestellscheine anzugeben ist. 

Für die weitere Behandlung der Bestellscheine 
gelten die Bestimmungen des § 13 Abs. 2 und des £ 30. 

§ 39. Die Hin- und llersendung geschieht auf 
Kosten und Gefahr des Entleihers durch die Post. 
Für die Verpackung und den Transport der Pakete 
nach und von der Post erhebt die Bibliothek eine Gebühr, 
die bis 1 kg 20 „j, bis 5 kg 30 bis 10 kg 40 ^, 
bis 20 kg 50 ,j beträgt. 

Die Bücher müssen wohlverpackt und mit derselben 
Wertangabe, mit der sie hingeschickt wurden, porto- 
frei zurückgesandt werden. 

§ 40. Die Entleiher haben alle von der Bibliothek 
au sie gerichteten Briefe umgehend zu beantworten. 
Postsendungen sind: „An die Königliche Bibliothek, 
Berlin W <>4^ zu richten. 

§ 41. Zwischen der Königlichen Bibliothek und ci Verkehr 
den Preußischen Universitätsbibliotheken (einschließlich mit aus- 
der Lyzealbibliothek in Braunsberg), der Kaiser Wilhelm- wärtigon 
Bibliothek in Posen und der Landesbibliothek in Wies- l ° ° n 

baden besteht ein regelmäßiger Leihverkehr nach Maß- 
gabe der Ministerialerlasse vom 27. Januar 1893 (Zentral- 
blatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung 1893, S. 224) 
und vom 2(3. Juli 1901. 

Die Hauptbestimmungen dieses Verkehrs sind 
folgende: 

Die Leihfrist beträgt drei Wochen, für Zeitschriften 
und Sammelbände eine Woche. Die Zeit der Hin- 
und Rücksendung wird in die Leihfrist nicht ein- 
gerechnet. 

') Formulare sind in der Leihstelle, 25 Stück zu 10 „J, 
zu haben und werden auf Verlangen zugeschickt. 
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Ausgeschlossen von der Versendung sind: 

a) auf Seiten der Königlichen Bibliothek alle in der 
entleihenden Bibliothek vorhandenen Bücher; 

b) auf seiten der Universitätsbibliotheken die für 
Lehrzwecke der eigenen Universität unentbehr- 
lichen Bücher. 

Der Benutzer hat für jeden Band 10, .j zu zahlen. 

In dringenden Fällen kann jederzeit die sofortige 
Rücksendung des verliehenen Bandes verlangt werden. 

In entsprechender Weise ist durch Ministerialerlaß 
vom 31. Oktober 1897 (Zentralblatt für die gesamte 
Unterrichtsverwaltung 1897, S. 819) der Leihverkehr 
mit den Bibliotheken der höheren Lehranstalten in 
der Provinz Brandenburg geregelt. 

§ 42. Wer im Wege des Leihverkehrs aus einer 
der in § 41 aufgeführten Bibliotheken Bücher zu ent- 
leihen wünscht, hat sich unter Beifügung der Bestell- 
scheine an die Leihstelle zu wenden. 

§ 43. An andere deutsche und an ausländische 
Bibliotheken werden nach Maßgabe des Ministerial- 
erlasses vom 8. Januar 1890 (Zentralblatt für die ge- 
samte Unterrichtsverwaltung 1890, S. 179 f.) Bücher 
verliehen, soweit die Gegenseitigkeit durch ausdrück- 
liche Erklärung verbürgt ist. 

§ 44. Umgekehrt vermittelt die Bibliothek die 
Entleihung von Büchern aus anderen deutschen und 
aus ausländischen Bibliotheken. Dabei sind außer den 
Bestimmungen des angeführten Ministerialerlasses die 
besonderen, seitens der verleihenden Bibliothek ge- 
stellten Bedingungen maßgebend. 

Derartige Leihgesuche sind an den zuständigen 
Abteilungsdirektor zu richten. 

§ 45. Die mit der Königlichen Bibliothek in 
Verbindung tretenden Bibliotheken haften ihr für die 
rechtzeitige Rücksendung der entliehenen Bücher und 
bei Säumigkeiten der Benutzer für die Zahlung der in 
$ 33 bestimmten Strafgebühren. 
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III. Benutzung von Handschriften. 

§ 46. Die gedruckten Kataloge der in der Biblio- 
thek vorhandenen Handschriften sind in der Handbiblio- 
thek des Großen Lesesaals zu allgemeiner Benutzung 
aufgestellt. Im übrigen erteilt über Handschriften, 
deren Katalogisierung noch nicht beendet ist, der im 
Arbeitszimmer der Handschriftenabteilung diensttuende 
Beamte Auskünft. 

§ 47. In die Wohnung der Benutzer werden 
Handschriften im allgemeinen nicht ausgeliehen, doch 
kann der Generaldirektor aus gewichtigen Gründen 
einzelne Ausnahmen gestatten. Benutzer, denen eine 
Handschrift ins Haus verliehen wird, haben sich 
schriftlich zu verpflichten, sie nicht in fremde Hände 
kommen zu lassen und im Falle des Verlustes oder 
der Beschädiffunc vollen Ersatz in Höhe des von dem 
Generaldirektor festgesetzten Geldbetrages zu leisten. 

§ 48. Die Benutzer sind verpflichtet, zu Ver- 
öffentlichungen aus den von ihnen benutzten Hand- 
schriften die Zustimmung des Generaldirektors ein- 
zuholen und von allen derartigen Veröffentlichungen 
der Königlichen Bibliothek ein Exemplar zuzustellen. 

1. Arbeitszimmer. 

§ 49. Wer das Arbeitszimmer der Handschriften- 
abteilung benutzen will, bedarf einer von dem Ab- 
teilungsdirektor ausgestellten Arbeitszimmerkarte. Auf 
diese finden die Bestimmungen des § 8 Abs. 1, 3 und 4 
entsprechende Anwendung. Jeder Besucher des Arbeits- 
zimmers hat sich den angeordneten Kontrollmaßregeln 
zu unterwerfen. 

Für Personen, welche zur Benutzung von hand* 
schriftlichen Karten und Musikhandschriften den 
Karten- oder Musikaliensaal benutzen wollen, genügt 
der Besitz einer Lesesaal karte (vgl. § 8). 
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§ 50. Die zur Benutzung gewünschten Hand- 
schriften sind, eine jede besonders, durch einen Be- 
stellschein zu erbitten, der die Signatur und den In- 
halt der Handschrift, den Namen des Benutzers und 
das Tagesdatum trägt. Darüber, ob die Handschrift 
im einzelnen Falle dem Besteller zur Benutzung ver- 
abfolgt werden kann, entscheidet der Abtei lungs- 
direktor. Dies gilt auch für die handschriftlichen 
Karten und Musik handschriften. 

Die Aushändigung der Handschriften hat der Be- 
nutzer in dem dazu bestimmten Buche durch Namens- 
unterschrift zu bestätigen. Nach jedesmaligem Ge- 
brauche sind die Handschriften zurückzugeben und 
werden bis zur nächsten Benutzung unter Verschluß 
im Arbeitszimmer aufbewahrt, aber an ihren Standort 
zurückgestellt, wenn sie länger als zwei "Wochen un- 
benutzt geblieben sind. 

§ 51. Die Benutzung der im Arbeitszimmer auf- 
gestellten Handbibliothek, die namentlich die ge- 
druckten Handschriftenkataloge anderer Bibliotheken 
enthält, steht jedem Besucher des Arbeitszimmers ohne 
weiteres frei. Wegen der Benutzung von Hilfsmitteln 
aus der Abteilung der Druckschriften ist die Ver- 
mittelung des Beamten nachzusuchen. 

2. Verkehr mit auswärtigen Bibliotheken. 

$ 52. Handschriften werden, soweit sie nicht von 
der Versendung ausgeschlossen sind, in der Regel nur 
an solche öffentliche Bibliotheken, die sich nach dem 
Ministerialerlaß vom 8. Januar 1890 (Zentral blatt für 
die gesamte Unterrichtsverwaltung 1890, S. 179) zur 
Gegenseitigkeit bereit und mit den Verleihungsbe- 
dingungen einverstanden erklären, zur Benutzung in 
beaufsichtigten Arbeitsräumen verschickt. Das Gesuch 
um Darleihung ist von der entleihenden Bibliothek 
„an die Königliche Bibliothek, llandschriftenabteilung, 
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Berlin W 04 u zu richten. Die Leihfrist beträgt ohne 
Hin und Rücksendung drei Monate, doch kann der 
Generaldirektor eine verliehene Handschrift jederzeit 
zurückfordern. 

§ 53. Die Verpackung der zu versendenden Hand- 
schriften erfolgt in einer Holzkiste, die bei der Rück- 
sendung wieder zu benutzen ist. 

Im übrigen findeu auch auf die Versendung und 
Rücksendung von Handschriften die §§ 39 und 40 
Anwendung. 

§ 54. Gesuche um Vermittlung einer auswärtigen 
Handschrift sind an den Abteilungsdirektor zu richten; 
sie müssen den Titel oder wesentlichen Inhalt und 
tunlichst die Seite des Katalogs, in dem die Hand- 
schrift beschrieben ist, sowie die Zeit, für die sie er- 
beten wird, enthalten. Vom Eintreffen der Handschrift 
wird der Besteller benachrichtigt. Die Handschrift 
wird ihm nach § 50 Abs. 2 zur Benutzung verabfolgt; 
etwaige Bedingungen der verleihenden Bibliothek 
werden ihm mitgeteilt. Die Rücksendung erfolgt nach 
beendeter Benutzung, spätestens sofort nach Ablauf 
der Leihfrist. Her- und Rücksendung geschieht auf 
Kosten und Gefahr des Bestellers. 

IV. Schlußbestimmungen. 

§ 55. Benutzer, die gegen diese Benutzungs- 
ordnung verstoßen oder sich andere Ungehörigkeiten 
zuschulden kommen lassen, haben etwa entstehende 
Kosten zu ersetzen und für allen erwachsenen Schaden 
vollen Ersatz in Höhe des von dem Generaldirektor 
festzusetzenden Geldbetrages zu leisten. 

Außerdem können sie durch schriftliche Verfügung 
des Generaldirektors zeitweise oder dauernd von der 
Benutzung der Bibliothek ausgeschlossen werden, 
namentlich wenn sie Druck- oder Handschriften be- 
schädigen, verlieren oder ohne Empfangsschein mit- 
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nehmen, oder wenn polizeiliche oder gerichtliche Maß- 
nahmen gegen sie veranlaßt werden müssen. 

(legen solche Verfügungen ist hinnen zwei Wochen 
die Berufung an das Kuratorium der Königlichen 
Bibliothek, zu Händen des Vorsitzenden (Berlin W (>4) 
zulässig. 

§ 56. Beschwerden, welche die Benutzung be- 
treffen, sind schriftlich an den Generaldirektor zu 
richten. Gegen seine Entscheidung steht binnen zwei 
Wochen die Berufung an das Kuratorium (§ 55 Abs. 8) 
offen. 

$ 57. Diese Benutzungsordnung tritt an Stelle 
der bisherigen am 1. April 1905 in Kraft. 

Die auf Grund der bisherigen Benutzungsordnung 
ausgestellten Benutzungskarten aller Art verlieren mit 
dem 1. April 1905 ihre Gültigkeit. 

Vom 1. März 1905 ab werden bereits auf Grund 
dieser Benutzungsordnung Lesesaal-, Leih- und Ar- 
beitszimmerkarten für das nächste Rechnungsjahr aus- 
gestellt. 
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